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IlI. Zum Ausbau der Verkehrswissenschaft. ' 

Einer Erörterung der Beziehungen von Verkehrswissenschaft und Verkehrs­
politik wird zweckmäßig eine Festlegung der beiden Begriffe, wie sie hier 
verwandt werden sollen, vorausgeschickt. Unter Verkehrswissenschaft pflege ,'ich 
zu verste~en: "die planmäßige Kenntnis der geographischen und technischen 
Gegebenheüen und der ökonomischen Wirksamkeit der Verkehrsmittel ihrer be­
triehs- wie volkswirtschaftlichen Organisation". Demgegenüber seien hie; als Inhalt 
der Verkehrspolitik betrachtet - engeren oder weiteren Abgrenzungen bei anderen 
Gelegenheiten soll damit nicht vorgegriffen werden -: die Maßnahmen die die 
öffentl.iche Gewalt zwecks Wahrung der Interessen der Allgemeinheit im' Hinblick 
~uf d~e VerkehrsmiUel ergreift, wie die Bemühungen der Privatwirtschaft, die 
offenthche Gewalt zu ihr irgendwie vorteilhaft erscheinendem Eingreifen auf 
d~m Gebiet des Verkehrswesens zu veranlassen. Die Verkehrspolitik stellt somit 
emen wesentlichen Teilgegenstand der Verkehrswissenschaft dar. 

Die Untersuchung der Beziehungen zwischen Verkehrswissenschaft und Ver­
kehrspolitik soll sich auf folgende Fragenkreise erstrecken: 

1. In welchem Umfang ist die Verkehrspolitik bisher Gegenstand wissen­
schaftlicher Untersuchung geworden? Inwieweit und auf welche Art ist eine 
Verstärkung und Vertiefung dieser Beziehungen zwischen der Verkehrswissen­
schaft und der praktischen Verkehrspolitik anzustreben? 

2. Ist die Wissenschaft hinsichtlich der Verkehrspolitik in den wesentlichsten 
Problemen zu einer einheitlichen Stellungnahme gelangt? Inwieweit sleht das 
Urteil der Verkehrswissenschaft gelegentlich im Gegensatz zu dem praktischen. 
verkehrspolitischen Geschehen, und wie ist diese Tatsache zu erklären? 

Die Beantwortung dieser Fragen kann hier nur in das Wesentliche heraus­
stellenden Zügen erfolgen. Sie beschränkt sich auf die deutschen Verhältnisse, 
wenn auch ausländische Streiflichter nicht vermieden werden sollen. Auch zeit­
lich ist eine Bes~hränkung erforderlich: Lediglich die Gegenwart, d. h. die Zeit 
nach dem Weltkneg soll zur Behandlung stehen, daneben noch die Vorkriegszeit 

1) Der Abhn:ndh;ng liegt ein Vortrag zugrunde, der arn 26. 11. 1929 in der von de~ Wirt· 
sc~aft.~- und Sozlalwls~enschaft~ichen Fa.1mltät der Universität Köln veranstalteten Vortrags­
;elhe uber "Neuere St~omUI~gen m den WIrtschafts- und.Sozialwissenschaften" gehalten wurde. 
Zu~ Drucl~ erfolgte e.~ne. emgehendere Ausarbeitung. Der 1. Abschnitt verfolgt nunmehr die 
Ab~l~ht, elI~en vollstal!-d.lgen überblick über, die deutsche Standard-Literatur der Verkehrs­
polItik zu bIeten, wobeI mdessen von einer inhaltlichen Kritik der einzelnen Werke nach wie 
vor abgesehen wurde. 
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lieh gering. Lediglich zu kleineren Berichten für die Abteilun,gen "Chronik'.'. hzw. 
"Miszellen" des "Weltwirtschaftlichen Archivs" und von "C.onrads Jahrbuch.ern 
für Nationalökonomie und Statistik" hat das Verkehrswesen em dankbares Objekt 
abgegeben. Ein andermal ergibt sich die gleiche Feststellung bei ~etrachtun? der 
Untersuchungen und Verhandlungen der führenden ueutschen wl~tscl~~ftswlsse.n. 
schaftIichen Organisation: des Vereins für Sozialpolitik. Obschon .d~e Fulle de~ Im 
Nachkriegsjahrzehnt hervorgetretenen Probleme uer VerkehrspolItIk z~llage hegt, 
hat uer Verein, der sonst gerne aktuelle Fragen zum Gegenstanu semer Unter.­
suchungen macht, in den letzten 20 Jahren das Verkehrswesen - von gel.~ge.nt­
lichen Streifungen im Hahmen anuerer Untersuchungen abgesel~en - .vern.achl~sslgt, 
im Gegensatz zu uer Zeit um uie Jahrhundertwende, wo er elllersetts ehe Bmnen­
schiffahrt (Banu 100-102 uer Vereinsschriften) unu die Wasse-:straßenabgab.?n~rage 
(Band 1lG/llG), andererseits die Lage der in der Seescillffahrt besc!tafhgten 
Arbeiter (Band 103/10'1, 1lB) eingehend behandelt hatte.1) Um so mehr Ist es zu 
begrüßen, daß die zweite, jüngere nationalökonomische "gele~ute G~sel.lschaf.t" 
Deutschlands, die Friedrich List-Gesellschaft, im Herbst 1927 eme ergIebIge DIS­
kussion über "Deutsche Verkehrsprobleme der Gegenwart" veranstaltete. 

Wie erwähnt, haben die schwachen von der Nationalökonomie auf die Er­
forschung des Verkehrswesens angesetzten Kräfte starke Unterstützung aus anderen 
Kreisen gefunden. Die geringe Intensität der nationalökonomischen Betätigung auf 
dem Verkehrsgebiet mag z. T. gerade dadurch erklärlich sein, ~laß man ~ngesichts 
der starken Tätigkeit der Verkehrstechniker und Verkehrsprakhker auf eIgene Be­
tätigung auf diesem Gebiet verzichtele das doch in der Hegel erst -ein tieferes 
Ei.ndr~ngen in die. oft schwierige und s~röde Materie voraus~etzt, bev.or man sich 
mIt eIgenem UrtClI an die Öffentlichkeit wenden kann. SoweJt man SIch von vor­
nehmlich eisenbahntechnischer Seite mit der Verkehrsorganisation und -politik 
befaßt hat, sind zwei Namen hervorzuheben: OUo BImn und Carl Pirath, die u. a. 
i~ ge~einsamer Arbeit kürzli~h (1928) auch die beste programmatische S~hrift 
fur dIe deutsche Luftverkehrspolitik : "Lebensfragen der deutschen Luftfahrt ge­
liefert haben_ Während Piraths Wirksamkeit ihren Niederschlag vornehmlich in 
einer Heihe beachtlicher, besonders auf das Nebeneinander der Verkehrsmittel ge­
richteter Aufsätze gefunden hat entstammen BIums Feder neben zahlreichen ähnlich 
te.ndierenden kleineren Abhandlungen auch sein schönes, bei gewisser populärer 
Emstellung doch auch wissenschaftlich sehr anregendes Werk "Der Weltverkehr 
und seine Te~hr~ik" (2 Bde., 1921) und der Beitrag "Verkehr der Eisenbahnen" 
zu der Handblbhothek für Bauingenieure (192G). 

Zur wissenschaftlichen Betätigung der Verkehrspraktiker übergehend muß an 
erster Stelle der ausgedehnten Leistungen aus den Kreisen der Eisenbahnpraxisi 
gedacht werden. i\litbedingt durch den nach außen weitgehend in sich abgeschlos­
senen Charakter des Staatsbetriebes hat sich eine spezifische, aus technischen, wirt­
schaftlichen und juristischen Komplexen zusammengesetzte Eisenbahnwissenschaft 
entwickelt, über deren Umfang sich die außenstehenden Vertreter der mit ihr ver­
. wandten Disziplinen nur selten voll Rechnung gegeben haben. 2) Ihren vornehmsten 
Ausdruck haben die auf Wirtschaft und Recht der Eisenbahnen gerichteten wissen-

1) Sonstige dem Verkehrswesen gewidmete Schriften des Vereins für Sozialpolitik: Bd. 89 
Eisenballl:tarif~ und Wasserfrachten, hrsg. von Lotz, 1900; Ud. 99 Die Lage der Angestellten 
und Arbeiler m den Verkehrsgewerben, hrsg. von Freiherrn von Berlepsch, 1902; Bd. 108 
Störungen im Verkehrsgewerbe während der Jahre 1900 H., 1903. . . 

2) Den besten Einblick ermöglicht die nöllsche Enzyklopädie des Eisenbahnwesens 
2. Auf!., 10 Bände, 1912-1923. 
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schaftlichen Bemühungen in DeulschlaIlll gefunden in dem Archiv für Eisenbahn­
wesen, das Exzellenz von der Leyen nunmehr seit über 50 Jahren (1878) heraus­
gibt. Aus neuster Zeit verdienen des ferneren die Anstrengungen der Ileichsbahn 
selbst als Herausgeberin verkehrswissenschaftlicher Literatur, zu der sie sich eines 
besonderen Organs, der Verkehrswissenschaftlichen Lehrmittelgesellschaft m. b. H. 
bei der Deutschen lteichsbahll, bedient, ller Hervorhebung. Unter den veröffentlichten 
Schriften, die naturgemäß in ersler Linie dem Bedarf der Heichsbahnbediensteten 
und dem Bellutzerkreis der Ileichsbahn zu dienen haben, befinden sich zahlreiche 
auch wissenschaftlich wertzuschätzende Schriften. Im Hinblick auf die Leistungen 
einzelner Persönlichkeiten auf eisenbahnwissenschaftlichem Gebiet wird VOll einer 
Namennennung zweckmäßig Abstand genommen: Zu groß ist der Kreis der h.ier 
Beteiligten, zu sclnver dementsprechend die Abgrenzung der Hervorzuhebenden. ~!Ile 
Ausnahme sei gemacht hinsichtlich des Namens Sarter als Herausgeber des (leIder 
nicht fortgeführten) Jahrbuchs des Deutschen Verkehrswesens (1\:)21, 1922) und 
Verfasser grundlegender Schriften über das Deutsche Eisenbahnwesen der Gegen­
wart (Die Heichseisenbahnen, 1920; Die Deutsche Heichsbahn-Gesellschaft (go'­
meinsam mit Kittel), 2. Aufl. 1927 'unll "Verkehrswerbung bei den Eisenbahnen" 
1927). Daneben ist noch besonders hinzuweisen auf die zumeist in Vorträgen zum 
Ausdruck kommende verkehrswissenschaftliche Tätigkeit der höchsten Fiihrer der 
Reichsbahn, so des Generaldirektors Dr. Dorpmüller 1) und des Staatssekretärs 
Vogt.2) 

Wie für die Reichshalm gilt auch für die l\eichspost, daß sie weitgehend zum 
in sich geschlossenen, wohl bestellten Pflanzgarten· einer eigenen Disziplin geworden 
ist. In Parallele zum Archiv für Eisenbalmwesen steht das an Alter noch etwas ehr­
würdigere Archiv für Post und Telegraphie (seil 1873). Die von einer Heihe füh­
render Postfaehmänner herausgegebene Sammlung "Post und Telegraphie in Wissen­
schaft und Praxis" legt ähnlich wie die Veröffentlichungen der Verkehrswissen­
schaftlichen Lehrmittelgesellschaft 111. b. H. bei der Heichsbahn Zeugnis für dio 
forschende und lehrende Aktivität ihrer Dienstzugehörigen.3) 

Gegenüber der in den Kreisen der Reichsbahn und Heichspost geleisteten ver­
kehrswissenschaftlichen Arbeit stehen die Leistungen aus den sogenannten freien 
Verkehrsgewerhen, in erster Linie See- und Uinnenschiffahrl, beträchtlich zurück. 
Dem Ausbildungsgang der in Frage kommenden Persönlichkeiten zufolge großen­
teils eine Selbstverständlichkeit. Doch lassen sich auch hier, namentlich in der 
Gegenwart, heachtliche Ansätze zu literarischer Wirksamkeit in den führenden 
Kreisen erkennen. Besonders hinzuweisen isl einmal auf die repräsentativen Heden 
und Aufsätze der leitenden Köpfe der Großreedereien (in der Secschiffahrt: Cuno, 
Stimming u. a., in der Binnenschiffahrt: Olt, Hecht u. a.), ein andermal auf die 
nur in diesen Verkehrszweigen denkbaren Arbeiten hervorragender Syndici. Zu 
nennen sind hier Erich l\Iurkens Werk iiber "Die großen transatlantischen Linien-

1) Vgl. z. B. den Vortrag vor dem Überseeklnb in Hamburg "lleichsbahn und Elektrisie­
rung" in: Hamburger übersee-Jahrbuch 1928, und in ,Die Heichsbahn", 1928, lIeft 15 . 

2) Vgl. z_ B. die Vorträge" Wandlungen im deutsche~ Eisenbahnwesen" vor der Deutschen 
Vereinigung· für Staatswissenschaftliche Fortbildung, in: StrukturwandlungeIl der Deutschen 
Volkswirtschaft, Bd. II, 1928, und "Deutsche Verkehrsprobleme der Gegenwart" in den gleich­
namigen Verhandlungen der Friedrich-List-Gesellschaft 1927. 
, 3) Interessan.t sind auch hier wie dort vielfache Bemühungen, in besonderen Schriften 
l;or~.c~lUngsergebmsso und Kenntnisse aus anderen Lebensgebieten und Disziplinen den ~n­
gehongen des ~~treHenden yer.kehrszweiges zugänglich zu machen, z. TI. Staatsrecht, ~Vlrt­
schaftskunde u. a .. Gerade _hlerm. äußert sich die Neigung, für die Bediensteten der !teIchs­
bahn und der Hmchspost emen eigenen Wissenschafts-Kreis zu schließen. 
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reederei-Verbände, Pools und Interessengemeinschaften" lind das von Walter 
Schmib:-Sieg herausgegebene und mitverfaßte Sammelwerk ,,50 Jahre Rhein-Ver­
kehrs-Politik" . 

Schließlich sind noch die Leistungen aus den Kreisen der Verkehrsverwaltung 
zu berücksichtigen. Hervorzuheben ist hier Kurt Giese mit seinen Untersuchungen 
über "Das Seefracht-Tarifwesen" (1919) und "Hauptfmgen der Iteichshahnpolitik" 
(HJ28). 

11. Die Stellung der Nalionalölmllomie zu lIauplproblemell der 
VerlwhrspoIilil{. 

Zur Klärung der zweiten hier zur Behandlung stehen(len Frnge, inwieweit 
die Wissenschaft in den wichtigsten verkehrs politischen Problemen zu einer ein­
heitlichen Stellung gelangt sei, ist vorweg die Feststellung der als wichtigst zu be­
zeichnenden Probleme notwendig. Ich betrachte als Hauptprobleme der wissen-
schaftlichen Verkehrspolitik . 

1. die Frage, inwieweit der Staat selbst Verkehrsunternehrner sem soll, 
2. die Frage, welehen Wirtschaftlichkeitsmaßstab der Staat an die Verkehrs-

mittel legen soll. 
Ein 3. wesentliches verkehrspolitisches Problem, das in gewisser Hinsicht aus der 
zweiten Frage entspringt, gewissermaßen deren detaillierte J3ehandlung betrifft, ist 
die Preispolitik der öffentlichen Verkehrseinrichtungen und -unternehmungen, eitt 
Problem, dessen Behandlung an dieser Stelle unterhleiben muß, einmal da sein 
Umfang zu groß ist, ein andermal es ein Eindringen in preis t h co re t i s ehe Fragen 
verlangt, die den Hahmen einer verkehrs pol i ti s c he n Betrachtung durchbrechen. 

a) Staat und Eisenbahnen. 

Die erste Frage, welche Stellung die deutsche Verkehrswissenschaft zum 
Sbatsbetrieb von Verkehrsmitteln einnimmt, ist grundsätzlich dahingehend zu he­
antworten, daß sie - im Gegensatz zu der angelsächsischen Verkehrswissen­
schaft -:- weitgehend den Staatsbetrieb bejaht. Es gilt dies indessen keineswegs 
allgemem, d. h. hinsichtlich aller Verkehrsmittel. Die Überlassung von Seeschüf­
fahrt und ßinnenschiffahrt an den freien Konkurrenzbetrieb kann vielmehr als 
c~mmunis op.inio der Verkehrswissenschaft gelten; dem steht gegenüber die vor­
wlCgende Bejahung des Staatsbetriebes des bedeutendsten Verkehrsmittels, der 
Eisenbahnen. Soweit nicht dem Staatsbetrieb der Vorzug gegeben wird (Wagner, 
van ~er Borgh.t, von der Leyen), wird dieser doch durchgängig als dem staatlich 
r~guherten Pnvatbetrieb gleichwertig erachtet (Sax, Blum). Die Einstellung der 
eHlen Autoren zugunsten des Staatsbetriebs wie die sozusagen neutrale Stellung 
der anderen Autoren bedürfen der Erklärung und Kritik. 
.. Au~gangspu~kt der staatsbejahenden Einstellung ist die in der technisch­
oko~omlschen Elgenar~ der. Verkehrsmittel liegende Vorteilhaftigkeit des B~triebs 
hest~mmter Verkehrsmtttel Hl l\Tonopolform. Wesentliche Teile der Anlage WlC der 
Betnebsvorgänge bestimmter Verkehrsmittel sind von solcher normaler Weise nicht 
vOllgesä.ttigter Kapazität, daß die Zusammenfassung des Verkehrs in ein e r An­
lage, eIn e m Unternehmen der Konkurrenz mehrerer vorzuziehen ist. .Während 
dieser ökonomische Hinweis zum Monopol bei den meisten Verkehrsmitteln nur die 
Elemente Weg und Station (Hafen) betrifft erstreckt sich bei der Eisenbahn der 
ökonomische Anreiz zum Monopol aus Grü~den der Betriebsorganisation wie aus 
dem technischen Gefahrenmoment auf den Gesamtbetrieb. Wird die Zweckmäßig-
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keit des Monopols beim Eisenbahnbetrieb anerkannt, so liegt die Folgerung der 
Monopolübertragung an den Staat nahe. Sie ergibt sich da, wo ~inerseits bei 
privatem Monopol mit einer Ausbeutung der Benutzer gerechnet, wIrd, ande:er­
seits in dem Verkehr ein Kollektivbedürfnis erblickt und der Staat zu semer 
Befriedigung (Jeeignet betrachtet wird. Üherwie"end zeigt liie deutsche Ver-

b b S· . d b kehrswissenschaft eine Neigung zur Bejahung dieser Prämissen. le Wif e-
stärkt in dieser Einstellung durch ihre Auffassung von der Funktion des. Staate~, 
zu dessen Aufgaben man auch die Förderung der Wirtschaft im allgememen wIe. 
die Unterstützung notleidender oder von Natur ungünstiger gestellter Bevölkerungs­
schichten und Landesteile rechnet. 

Im einzelnen scheiden sich allerdings die Geister in den Prinzipfragen, woraus 
dann die vorerwähnte Trennung in Befürworter des Staatsbahnsystems und "Neu­
trale" resultiert. Blums Stellung zu den einzelnen Momenten ist dabei nicht ein­
wandfrei erkennbar, da er bei ihrer Behandlung ahsichtlich die Vorteile des Privat­
betriebs und die Mängel des Staatsbetriebs unterstreicht, um "ein Gegengewicht 
gegen die in Deutschland bisher übliche unsachliche einseitige Stellungnahme der 
Kathedersozialisten zu schaffen" .1) Adolph Wagner ist in der Tat der entschiedenste 
Betürworter des Staatsbahnsystems. Er verlangt, um die Tarifpolitik im Gesamt­
interesse und im Einklang mit den Zielen der inneren Wirtschafts- und Sozialpolitik 
und auswärtigen Handelspolitik regeln zu können, Staats-Eigentum und -Ver­
waltung. "Selbst weite Machtbefugnisse der öffentlichen Gewalt über private Ver­
kehrsanstalten reichen nicht aus, Befugnisse, welche ohnehin fast immer fehlen und­
mit dem einmal gebotenen privaten, d. h. hier Erwerbsinteresse dieser Verkehrs­
anstalten in der Tat auch sclnver vereinbar sind." 2) Weiter betont Wagner die mit 
dem Privatbetrieb verbundenen Gefahren rücksichtsloser Konkurrenz (Kapital­
vergeudung, mangelnde Konzentration, Tarif-Mißbildungen) einerseits, ihres Um­
schlags in monopolistische Gebarung andererseits. "Die großen EisenbalmgesellschaC­
ten und die hinter ihnen stehenden privatkapitalistischen Mächte werden die Herren 
der Volkswirtschaft und der bürgerlichen Gesellschaft (Nordamerika, Frankreich)." 3) 
Gemäßigter erklärt van der Borght: "Das reine Staatsbahnwesen heseitigt die un­
wirtschaftlichen Wirkungen des Wetlbewerbs vollkommen. Es sichert am besten 
die volle Einheitlichkeit der Betriebsordnung und des Betriehsdienstes. Die Durch­
führung einer allgemeinen Beförderungspflicht ist beim reinen Staatsbalmwesen 
vollständig möglich, weil sich widerstreitende Erwerbsrücksichten der einzelnen 
Linien nicht entgegenstellen. Der Ausgleich zwischen einträglichen und nicht ein­
träglichen Linien ist bei diesem Vorgehen von selbst gegeben. Daher kann der 
Staat auf den vorhandenen Linien die allgemeinen volkswirtschaftlichen Bedürf­
nisse - namentlich bei der Tarifgestaltung - wahren und auch am ehesten das 
Netz planmäßig ausbauen und über alle Gebiete des Landes hin verzweigen ... 
Diese Erwägungen lassen es an sich als wünschenswert und zweckmäßig erscheinen, 
das reine Staatshahnwesen anzunehmen, vorausgesetzt, daß der Staat über einen 
tüchtigen und zuverlässigen Beamtenstand und üher geordnete Finanzen verfügt, 
und daß die Regierung stark genug ist, sich dem Drucke zufälliger Mehrheiten zu 
entziehen ... " 1) Von der Leyen zitiert zustimmend die im wesentlichen l$ich in 
gleichen Gedankengängen bewegenden Ausführungen der ersten preußischen Ver-

1) 0 t toB 1 um, Verkehr der Eisenbahnen, in Handbibliothek für Bauingenieure I1, 8, S. 74. 
2) Adolph Wagner, Sozialökonomische Theorie des Kommunikations· und Transport­

Wesens. S. 69. 
3) Adolph Wagner, a. a. 0., S. 70. 
4) R. va n der Bor g h t, Das Verkehrswesen. 3. Auf!. S. 266 f. 
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staatlichungsvorlage von 1879 und schließt seine Darlegungen mit der Feststellung: 
"Dem reinen Staatsbahnsystem als solchem haften keinerlei Mängel an, die nicht 
durch eine sachgemäße Verwaltung beseitigt werden können, seine Vorzüge vor 
jedem anderen System sind aber so groß, daß eine dauernde Umkehr zu einem 
solchen ausgeschlossen erscheint".!) Sax prätendiert demgegenüber einmal in 
tarifpolitischer Hinsicht die Gleichwertigkeit des staatlich regulierten Privat­
betriebs : "Auch bei delegierter Verwaltung läßt sich den Unternehmern diejenige 
Beschränkung in der Tarifbestimmung auferlegen, also diejenige Einwirkung der 
Staatsregierung auf diese handhaben, welche die volkswirtschaftlichen Gesamt­
interessen erheischen." 2) Ein andermal betont Sax auch die mit dem Staats­
bahnsystem verbundene Gefahr der Überwucherung durch die Interessen der den 
Staat beherrschenden Bevölkerungsschichten (Stände, Parteien.!), ein Gesichts­
punkt, der auch von Ulum scharf herausgestellt wird. Ulum WClst zugunsten des 
Privalbetriebs weiter darauf hin, daß die Eisenbahn als auf die Dauer berechneter 
Betrieb nur bestehen könne, wenn er dauernd gute Leistungen billig anbietet, und 
daß es im Wesen des Großbetriebes lie<1e ständige Verbesserungen als oberstes 
Z· I b , Ie anzusehen.3) 

Meine eigene Stellungnahme zu diesem Problemkreis, die zugleich die Kritik 
der vorentwickelten Lehrmeinungen enthiilt, kann ich in folgenden Thesen zu­
sammenfassen: 

1. Da der Betrieb der Eisenbahnen vom ökonomischen Standpunkt zweck­
mäßig als Monopol erfolgt, fehlt im Stadium der Konsolidation dem Privatbahn­
system der Stachel' der Konkurrenz, der sonst der Privatwirtschaft den Vorzug 
vor der monopolistischen Wirtschaft der öffentlichen Hand einzuriiumen heißt. 
Staats· un.d Priv~tbetrieb stehen sich apriori vom betriebswirtsch<;1tlichen Stand­
.punkt glmchwertIg gegenüber. Fesseln die in concreto durch ElIlspannung der 
Staatsbal~.n in die staatliche Bürokr~tie (Etatismus) sich entwickeln, könnel~ 
durch Fuhrung der Staatsbahnen nach den innerbetrieblichen Grundsätzen der 
Privatwirtschaft abgestreift bzw. vermieden werden. 

2. Monopole in Privathand also auch Privatbahn systeme tragen, solange das 
Profitstreben in der menschlicl:en Gesellschaft vorherrscht, die Wahrscheinlichkeit 
der A~snutzung der l\Ionopolstellung in sich. Bei der Größe des Wirtschaftskörpers 
der EIsenbahnen liegt ferner die Gefahr nahe daß die Privatbahnen sich zu einem 
"Staat im Staat" entwickeln. Inwieweit dies~ Wahrscheinlichkeit und Möglichkeit 
sich auswirken, ist Tatfrage. Es ist nicht ausrreschlossen, daß sie durch die mit der 
Größe des Betriebs wachsende Verantwortu~g gegenüber der Gesamtheit zurück­
gedrängt werden. 

3. Die Wahrung der volkswirtschaftli~hen Interessen (Vermeidung der Aus­
.b~utung der Gesamtheit oder von Gliedern) läßt sich durch das Staatsbahnsystem 
wIrksam~r und minder kostspielig durchführen als bei Privatbahns!"stem. 

. ,4. Eme staatliche Förderungspolitik (zurückgebliebener Landeste~le, Gewerbe­
z~eIge, Bevölkerungsschichten) ist gleichfalls bei Staatsbahnsystem 100_chter ~urch­
fuhrbar. Insbesondere kann innerhalb des Staatsbahnsystems der Ausglerch ZWIschen 
gut und schlecht rentierenden Linien bzw. Betriebsleistungen einfacher erfolgen. 
. . 5. Um mit dem Staatsbahnsystem die sub 3 und 4 dargelegten Vorteile er­
reIchen zu können, ist Integrität des Staates Voraussetzung. Sie ist tatsächlich an-

". : 1) v'o n der L e y 0 n, Artikel "Eisenbahnen (allgemeiner Teil)" im Hdwb. der Staats-
wlsse~sc~af~en 4. Auf!. IlI. Bd., S. 568 f. . 

) I, m 11 Sax, Die Verkehrsmittel in Volks- und Staatswirtschaft, 2. Aufl., UI. Bd., S. 166. 
3) B 1 um, a. a. 0., ,So 76.. .. , 
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gesichts der im Staate zum Ausdruck kommenden Machtverschiebungen zwischen 
einzelnen Volks-Gruppen nur selten voll verwirklicht, immerhin öfters in einem 
Ausmaße, daß die durch das Staatsbahnsystem erreichbaren Vorteile die Ge­
fahren und Nachteile gruppenpolitischer Mache überwiegen. 

Mit dieser konditionalen Bejahung des Staatsbahnsystems liegt mein Stand­
punkt in der Nähe der von van der Borght und von der Leyen vertretenen Auf­
fassungen. Ich möchte indessen betonen, daß hierbei noch bestimmte Voraus­
setzungen hinsichtlich der Auffassung der Stellung des Staates im Wirtschafts­
leben gemacht werden. Der Befürwortung des Staatsbetriebs wird nämlich der 
Boden entzogen, sobald der Staat apriori als ein Organ oder eine Einrichtung be­
trachtet wird, das mit der Wirtschaft möglichst wenig zu tun hat bzw. zu tun haben 
soll, wenn weiter der Befriedigung des Verkehrsbedarfes kein hinreichendes Kol­
lektiv-Interesse zugesprochen wird, sowie wenn im besonderen eine staatliche 
Wirtschafts-Förderungs-Politik abgelehnt wird. 

b) "Volkswirtschaftliche Rentabilität" der Verkehrsmittel. 

Mit der Erwähnung der staatlichen Förderungspolitik mittels Eisenbahnen ist 
bereits die zweite Frage, welchen Wirtschaftlichkeitsmaßstab der Staat an die 
Verkehrsmittel legen soll, berührt. Sie läuft im wesentlichen auf die Alternative 
hinaus, ob für die einzelnen Verkehrsmittel strikt Eigenwirtschaftlichkeit zu 
fordern ist, oder ob man sich mit einer sog. volkswirtschaftlichen Rentabil~tät 
begnügen kann, der die Anschauung zugrunde liegt, daß der Mangel an Eigenwirt­
schaftIichkeit durch wohltätige Wirkungen auf die Gesamtwirtschaft zumindest 
kompensiert werden kann. Wie Sax sagt, besteht bei dieser· auch als indirekt 
oder staatswirtschaftlich bezeichneten Rentabilität der Nutzen "in den wirtschaft­
lichen Folgewirkungen der geschaffenen Verkehrsmittel, d. h. in der Gesamtsumme 
der Vorteile, welche neben der erhöhten Bedürfn:ishefriedigung der unmittelbaren 
Verkehrsinteressenten in mittelbarer UrsachenverknüpJung der Gesamtheit der 
Verbandsmitglieder zufließen. Der in dieser Weise entstehende allgemeine Wohl­
fahrtszuwachs hat seinen Niederschlag in der Vermehrung des Volkseinkommens, 
und aus diesem stammen die Güter, welche zur Bestreitung der Kosten der be­
t~effenden Verkehrsakte aufgewendet werden können." 1) Sax hat aber zugleich 
dIe Schwierigkeiten, die ein()r Abschätzung dieser volkswirtschaftlichen Renta­
hilität entgegenstehen, und die Gefahr ihrer mißbräuchlichen Anwendung klar 
herausgestellt: "Es ist eine der schwierigsten staatsmännischen Aufgaben, das 
objektiv Richtige in dieser Hinsicht annähernd zu treffen, und es wird überdies' 
noch durch Einflußnahme der unmittelbaren Verkehrsinteressenten erschwert, 
von denen jeder das Gedeihen der eigenen Unternehmung oder des betreffenden 
;\Virtschaftszweiges als das für die gesamte Wirtschaft Wichtigste ansieht."2) 

In der Bereitschaft zur praktischen Anerkennung der volkswirtschaftlichen 
llentabilität in konkreten Fällen zeigt die akademische Verkehrswissenschaft durch­
gängig ausgesprochene Zurückhaltung. Sie ist am stärksten in Erscheinunrr ge­
treten bei der Abweisung von Kanalprojekten, soweit bei ihnen eine Eige;wirt­
s~hartlichkeit nicht zu erwarten war bzw. ist. So sagt z. B. Sax seIhst: "Die An­
Sicht, daß die Ausbreitung des wirtschaftlichen Nutzens der 'Wasserwege über die 
ganze Wirtschaft des Landes die staatswirtschaftliche Rentabilität in einem Maße 
;mit sich.bringe, das einen völligen Verzicht auf Einhebung eines Nutzungspreises 

1) Sax, a~ a. 0., 1. Bd.) S. 135. 
2) Sax, a. a. 0., 1. Bd., S. 136. 
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von den Sonderwirtscharten rechtfertige, - ja nicht nur rechtfertige; vielmehr 
gebiete, weil eine glBich günstige Gestaltung der Wirtschaftsv.erhältmsse durch 
Gebührenerhebung verhindert werde - diese These kann zwar mIt d~n stereotypen 
allgemeinen Redensarten von der Steigerung der ErwerbsgelegenheIten, der \i er· 
mehrung des Volkswohlstandes, Hebung d?r Steuerk,~aft u.sw. be,hauptet wer.~en, 
hält aber einer sachlichen Nachprüfung mcht stand. 1~ DlOse ~kepslsr gegenuber 
der staatswirtschaftlichen Hentabilität der nicht eigemvlf.tschafthc~en I\.allal~auten 
ist ein allgemeiner Zug der deutschen Nati?na~öIwnomlC, ~er Sich von Gust~~ 
Cohn 2) über It. van der Borght3) bis zu ErwiIl. von Be~kerath ers~~eckt. Wie 
E. v. Beckerath kürzlich darlegte, ist es volkswlftschafthch n~chtClI~g, "wenn 
Kapitalien, denen wichtigere Verwendungen offen stehen, den Emzelwlr~schaften 
im Wege der Besteuerung entzogen werden, um weniger renh:hle Verbmdungen 
einzugehen. Einer solchen Argumentation gegenüber pfl~gen dlO Verfechter der 
Kanäle die "indirekten" Vorteile, welche mit einer künstlIchen ~Vasserstra~e ~~r­
knürJft seien ins Treffen zu führen. Es empfiehlt sich, solche m.Ittelbare~ \ orzuge 

, . I d ekt" em V· rlust skeptisch anzusehen; sie tauchen immer dort auf, wo SIC.l " I~. . e 
herausrechneL Sie sind behaftet mit dem Mangel, jeder zlffe.rmaßlgen Erfas~ung 

. " ht '1 enu" ber' dlC ebenso ungrClfbal' zu spotten, steb.; stehen Ihnen mdlrekte Nac CI e geg, .. "1 

sind, wodurch einer rationalen Entscheidung der Boden vollends ~ntz?gen .wlrd .. ,) 
Wenn ich in meinem Buche ßinnenschiffahrt und Eisenbahn die Elgenwut­
schaftlichkeit neuer Wasserstr~ßenbauten zum Hauptkriterium ihrer .~auwürdig­
keit gemacht habe, so lag diese Einstellung in der Linie d?r von fruheren und 
älteren Fachgenossen gewonnenen und vertretenen Erkenntms~e. . 

Vergleicht man mit dieser Stellungnahme der. Ver~(Chrswlssens~haft ~Ie der 
Staatsverwaltung zu dem Problem, so hatte sich dlOse m d?r V~rknegszClt eben­
falls mehr und mehr zu der ltichtlinie de'r Eigenwirtschafthchk~rt neuer Wasse.r. 
straßenbauten bekannt. Wenn es in den letzten Jahren gelegentlich. den Ans~he~n 
hatte, als sei man zuständigen Ortes 'zu einem Abweichen von Jenem. PrlIlzlp 
geneigt, r S? z~igte doch die Behandlung der Wasserstra~enabga~efr.age 5 maller· 
letzter ZOlt WIeder stärker die Absicht zur Beibehaltung Jenes PrlIlzlps. ) 

Wenn hier die Problematik des anzuwendenden Wirtsch~ftsprinzips für 
Wasserstraßenbauten als pars pro toto herausgestellt wurde, so Ist doch zu be· 
tonen, daß die Zurückhaltung der Verkehrswissenschaft gegenüber der sogenannten 
volkswirtschaftlichen Hentabilität sich auch auf andere Gebiete des Verkehrs· 

. wesens erstreckt. Es darf indessen hieraus nicht eine grundsätzliche Engstirnigkeit 
der Verkehrswissenschaft gefolgert werden. Wie namentlich ma~che Au~führungen 
von Bl~m bel~gen, 6) wird von ihr die Anlage nicht ?igen~vlrtschafthche.r Ver­
kehrsmIttel kemeswegs verworfen wenn es sich um (he Forderung bestImmter 
nationaler und sozialer Interessen' handelt wie etwa die Erschließung von Natur 
u?günstig gestellte:- Landesteile oder die Bekämpfung des W ohnungs.elends. A~ler­
dmgs fallen derartIge Maßnahmen in ihrer Zielsetzung aus dem GeblCt der remen 

1) Sax, a. a. 0., 2. Bd., S. 88. . . 
2) ygl. seine Ablehnung der Kanäle, insbesondere des DOrlmund·Ems.Kanals m "NatIOnal­

ökonomlC des Handels und des Verkehrswesens", 1898, S. 838 ff. 
3) van der Borght, a. a. 0., S. 406. 
4) E. von Be c k e rat h, Neudeutsche Kanalpolitik. In: Strukturwandlungen der Deut· 

sehen Volkswirtschaft 1928, 2. Bd., S. 208. 
b) ygl. die Drucksache Nr. 35 ~ex 1~28) des Reichs.Wasserstraßenbeirats betr. Erhöhung 

der Sclllffahrtsab~aben auf den Rmchsbmnenwasserstraßen. .' . . 
6) BI um, Die Wahl des geeigneten Verkehrsmittels S. 8, in: "IlahonaJlslerung In Ver· 

kehrsbetrieben" (Technisch· Wirtschaftliche Bücherei Heft' 38). 
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Sozialökonomie heraus. Grundsätzlich fordert in diesen Fällen aber die ökonomische 
Vernunft die Anwendung des am wenigsten unwirtschaftlichen Verke~lfsmittels, d. ~l. 
desjenigen, das die niedrigsten Zuschüsse bedingt. Ebens?wemg l~ugnet die 
Verkehrswissenschaft die Zweckmäßigkeit staatlicher Unterstutzung wahrend. der 
Entwickluugszeit eines neucn Verkehrsmittels. In der Schrift von ~lum und Plrath 
"Lebensfragen der deutschen Luftfahrt" hat diese FörderungsberCltsc~aft des ~ er­
kehrswissenschafters gegenüher dem Luftverkehr, von dem eine EigenwIrtschaftlIch­
keit in der nächsten Zukunft nicht zu erwarten ist, hei gleichzeitiger Forderung 
\yeitestgehencler nationalisierung des Znschußbetriehes prägnanten Ausdruck ge­
funden. 

Steht gleichwohl die Verkehrswissenschaft grundsätzlich nicht eigenwirtschaft­
lichen Verkehrsmitteln skeptisch gegenüber, da sie den volkswirtscha[tlichen Effekt 
dieser VerkehrsmiUel als unzulänglich gegenüber dem Aufwand betrachtet, so ver­
anlaßt sie ein weiterer Gesichtspunkt, für die Gesamtheit der Verkehrsmittel das 
gleiche Finanzprinzip der vollen .Selbstkostendeckung durch Verkehrseinnahmen 
aufzustellen: Nur wenn sämtlichen Verkehrsmitteln die volle Selbstkostendeckung 
zur Pflicht gemacht wird, . läßt es sich vermeiden, daß ein Verkehrsmittel in .den 
dem ökonomischen Prinzip zufolge einern anderen Verkehrsmittel zugehÖrIgen 
Wirkungsbereich eimlringt.1) 

Die Forderung voller Selbstkostendeckung ergibt sich schließlich gerade gegen­
über den jüngeren Verkehrsmitteln ~ zur Zeit kommt vornehmlich der Kraft­
verkehr, später wohl auch der Luftverkehr in Betracht - aus einern dritten Ge­
sichtspunkt heraus. Durch die Entwicklung der neuen Verkehrsmittel ergibt sich: 
nämlich bei Verstärkung des Zubringerverkehrs einerseits, eine Abziehung des 
Verkehrs höchster Zahlungsfähigkeit von den alten Verkehrsmitteln wie Eisen­
bahn und Binnenschiffahrt andererseits. 'Damit wird aber dem Integrationsgesetz 
des Verkehrs, demzufolge die Verkehrsakte tunliehst in einer einzigen Anlage zu­
sa.mmenzufassen sind, entgegengehandelt. Es erfahren wohl bestimmte Verkehrs­
bedürfnisse durch die neuen Verkehrsmittel eine bessere Befriedigung. Andererseits 
wird die Befriedigung des sich nach wie vor des alten Verkehrsmittels bedienenden 
Verkehrsbedarfes verteuert. Es ist eigenartig, daß diese Erkenntnis, die tagtäglich 
sich aus der Abziehung des hochwertigen Güterverkehrs von den Eisenbahnen, 
des hochwertigen Personenverkehrs von den Eisen- und Straßenbahnen wie der 
Personendampfschiffahrt gewinnen läßt, bislang kaum in breitere Bevölkerungs­
schichten gedrungen ist, obschon gerade die ökonomisch schwächeren Bevölkerungs­
teile die Wirkungen zu tragen haben. Jedenfalls erscheint es untunlich, diese 
Entwicklungstendenz durch Bevorzugung der jüngeren Verkehrsmittel gegenüber 
den älteren, in dem jene nicht zur Deckung der vollen von ihnen verursachten 
Rosten (Straßenhau, Verkehrspolizei) herangezogen werden, zu fördern. 2) 

In der grundsätzlichen Verneinung nicht eigenwirtschaftlicher VerkehrsmitteL 
sieht sich die Verkehrswissenschaft weitgehend in einern Gegensatz zu den ver· 
kehrspolitischen Bestrebungen von Interessenverbänden der Wirtschaft. Unterstützt 
von rein ideal eingestellten Persönlichkeiten verfechten die verschiedenen Wirt· 
schaftsgruppen und -gebiete Kanalprojekte, Bahnlinien, Automobilstraßen, Flug­
linien in einem Umfang, dem die Verkehrswissenschaft angesichts der mangelnden 

1) Vgl. auch meine Diskussionsausführungen in den Verhandlungen der Friedrich·Lisl· 
Gesellschaft über "Deutsche Verkehrsprobleme der Gegenwart", 1927, S.81. 

2) Vgl. We n t z e l, VerkehrspoJitische Betrachtungen, in: Verkehrstechnik, 1925, S. 402, 
und Pi rat h, Die Spezialisierung der Verkehrsarbeit und ihre volkswirtschaftliche Bedeutung, 
in: nationalisierung in Verkehrsbetrieben, S. 13. 
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Eigenwirtschaftlichkeit der Projekte nicht zuzustimmen verma,g. Diesem Verkehrs­
enthusiasmus umfangreicher Wirtschaftsg,ruppen ~uß zunächst de.r weit ~er­
breitete, aber nur zum geringsten Teil gerechtfertIgte Glaub.e an dlC volksWIrt­
schaftliche Rentabilität nicht eigenwirtschaftlicher Verkehrsmtttel zugute gehalten 
werden. Den eigentlichen Schlüssel bietet indessen die Int~ressenlage (~er ne~e 
Verkehrs einrichtungen propagierenden Wirtschaftsgrupp.en. l\ht Recht en~arten sie 
von den neuen Verkehrsmitteln eine Verbessernng Ihrer Standorthedmgungen. 
Diese Verbesserung ist aber für die einzelne Wirtschaft~gruppe nu~ r~ntabel, wenn 
für die Inanspruchnahme des neuen Verkehrsmittels mcht das Prmzlp der vollen 
Selbstkostendeckung angewandt wird. Die umfangreiche. Propaganda. zugunst~n, 
neuer Verkehrsmittel erweist sich daher weitgehend als eUle Spekulation auf die 
Gebefreudigkeit des Fiskus bzw. des gesamten Volkes: da~ bestimmte Kapitali~n 
a fonds, perdu zur Verfügung stellen soll. Das sich lllerbm ergeb~nde Scha~splCl 
zeigt den üblichen Wettlauf nach der Staatskrippe. Nur um gegenuber dem heben 
Nachbarn nicht zu kurz zu kommen werden vielfach Verkehrsprojekte entwickelt 
und propagiert. Dieses Vorgehen steht in gewisser Par~llel: zu Vorgä~~en a~f 
handelspolitischem Gebiet. Wie dort manche Kreise dlC Schutzzollpolibk n1lt­
I~achen, wen~. nu.r auch für sie einige Brocken abfallen, obschon sie besse.r darall 
t~ten, grundsatzhch gegen das Schutzsystem anzugehe.n, so werden luer. von 
emzelnen Gruppen aus Angst vor dem Zurückbleiben aUSSiChtslose Verkehrsprojekte 
propagiert, während es vernünftiger wäre, gegen die ganz~ Verk~hrsplanerei Stel­
lung zu nehmen. Das Verderbliche dieser Einstellung wHd eVident, wenn man 
sich für .einen AU.!5~nblick alle nur halbwegs als ernsthaf~ zu .betrachten~en Ver­
kehrsproJekte realislCrt denkt. Bei mancher Verschiebung HII emzclnen ware doch 
im Durchschr:itt die Stellung des einen Wirtschaflsgebietes zum an~eren nicl~t 
verschoben, dIe Gesamtheit und damit ,vieder jeder einzelne Landesteil aber mit 
einem. hypertrophen Verkehrsapparat belastet. . . 

Dle Aufgabe des Verkehrswissenschafters ist hier zweifelsohne keme an-
7,e~ehme. Bei allem F.ortschrittsgeist, der ihn beseelt, muß er doch den~ größ?ren 
1?ll u?r VerkehrsproJekte gegenüber als Bremser auftreten. Er ha~ dlC Pflicht, 
dle '\Vlrtschaft darauf aufmerksam zu 'machen daß sie ihrerseits mcht nur vom 
Staat größte Spa.rsamkeit auf den verschieden~ten Kulturgebieten verlangen darf, 
~.onde~n den ?eslchtspunkt höchster Wirtschaftlichkeit der Staatsakte auch gegen­
uber Ihren eigenen Interessen zur Anwendung kommen lassen muß. 

IH. Zum Aushau der VerIwhrswissenschafl. 
Die ~orstehenden Erörterungen zeigen deutlich den praktischen Wert der 

VerkehrswIssenschaft. Gegenüber den widerstreitenden Interessen einzelner Wirt­
sch.af~sgruppen und Wirtschaftsgebiete ist das Vorhandensein neutraler Organe, die 
l.?dlghc!l das Ir~~er~sse der Gesamtheit verfolgen und auf Grund. ihr~r V?rbildung 
uber. em fachm~?n.lsches ~r~eil verfügen, eine dringende Notw~ndlgkeJt. ~Ie haupt­
amtliche Beschafbgung eJIllger weniger Persönlichkeiten rillt ~en Wlrtsch~fts­
proble~en des Verkehrswesens ergibt sich auch aus dem GeSichtspunkt emer 
ökonomIschen Arbeitsteilung. Weder dem fü~ manche verkehrswirtschaftliehe Ent­
scheidung zust~ndigen Wirtschafter noch Politiker ist es möglich, neben seiner 
laufenden Arbeit die Entwicklung des Verkehrswesens der Verkehrsprobleme in 
ihrer Gesamtheit· intensiv zu verfolgen. Der Verkeh;swissenschafter soll diese 
Arbeit übernehmen und seiner Umwelt namentlich den Führern, in Staat und 
Wirtschaft eine leichtere Unterrichtung~rIl1öglichen. Schöpfend aus der Erfahrung 
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verschiedener Nationen soll er nicht nur ein Begutachter an ihn herangetragener 
Verkehrs probleme, sondern auch ein Anreger zu Verbesserungen des Verkehrs­
wesens werden. Aber nicht allein durch Stellungnahme zu einzelnen Fragen, 
sondern auch durch synoptische und theoretische Durchdringung des gesamten 
Verkehrswesens kann der Verkehrswissenschafter für die praktische Verkehrs­
politik Grundlagen schaffen. Daß ihm neben dieser praktischen Zielsetzung die 
Verfolgung des Verkehrs als ihren Zweck in sich tragende kulturwissenschaftliche 
Aufgabe verbleibt, sei beiläufig betont. 

An der Erkenntnis von Möglichkeit und Zweckmäßigkeit intensiverer Pflege 
der Verkehrswissenschaft fehlt es in wirlschaftswissenschaftlichen Kreisen keines­
wegs, wenn schon die Auffassungen über die Ziele nicht voll übereinstim~en. 
Eugen von Philippovich hat z. B. in seiner Abhandlung über "Die wissenschaftliche 
Behandlung des Transportwesens", die deren Werdegang und Stand vor etwa 
25 Jahren zeigte, die damalige Lage wie folgt charakterisiert: "Man kann danach 
nicht sagen, daß die Stellung des Transportwesens in der nationalökonomischen 
Wissenschaft eine allgemein anerkannte und gesicherte ist. Gewiß ist es, daß das 
Transportwesen dort in eingehender Weise behandelt wird, wo die Beziehungen 
des Staates zur Volkswirtschaft Gegenstand wissenschaftlicher Prüfung sind, wie 
bei der in Deutschland üblichen Sonderbehandlung der Volkswirtschaftspolitik. Hier 
werden die einzelnen Transportanstalten, ihre Organisation und ihr: öffentlich-recht­
liches Verhältnis geprüft. Die Theorie der Nationalökonomie hat aber bisher noch 
keinen sicheren Gewinn aus diesen Studien eingeheimst, obwohl es nicht an 
Beziehungen zu ihr fehlt. Ebensowenig ist eine selbständige Wissenschaft vom 
Transportwesen begründet worden. Zwar haben die letzten Jahrzehnte eine außer­
ordentlich reiche und umfassende Literatur des Eisenbahnwesens ... hervorgerufen, 
und ebenso ist in der jüngsten Zeit die wissenschaftliche Behandlung der See­
schiffahrt in bemerkenswerter Weise vorwärts geschritten, doch fehlt es an dem 
Versuch einer inneren Verknüpfung der entscheidenden Tatsachen und ihrer Fun­
dierung auf allgemein theoretischer Grundlage." 1) 

Kurt Wiedenfeld bezeichnet in seinem Beitrag "Der volkswirtschaftliche Ein­
fluß der Verkehrsmittel und die deutsche Volkswirtschaftslehre im 19. Jahrhundert" 
ZUr Schmoller-Festschrift (1908) 2) das Gesamtergebnis der ,.yirtschaftswissenschaft­
lichen Entwicklung auf dem Gebiet des Transportwesens als "nicht eben erfreulich". 
Er beklagte den Mangel an neueren Untersuchungen über die Bedeutung der 
modernen Verkehrsmittel für die allgemeine Wirtschaftsgestaltung, insbesondere 
betreffend das Frachtenwesen, ferner hinsichtlich der geschichtlichen Stellung 
des Staates zu den Verkehrsmitteln. In neuester Zeit hat Julius Hirsch in seinem 
Beitrag "Deutsche Wirtschaftswissenschaft und -Praxis im letzten Menschenalter" 
zur Brentano-Festgabe (1925) 3) die Notwendigkeit stärkerer wissenschaftlicher 
Durcharbeitung des Verkehrswesens betont. Sieht man von den Leistungen der 
z. Z. an der Universität Köln wirkenden Persönlichkeiten und dem hier geschaf­
fenen verkehrswissenschaftIichen Arbe,itsapparat ab, so ist jene Erkenntnis der 
,Wichtigkeit verstärkter wirtschaftswissenschaftlicher Forschung auf dem Verkehrs­
gebiet bisher nur wenig auf fruchtbaren Boden gefallen. 

Wenn hier nunmehr die Weg e gekennzeichnet werden sollen, auf denen 
eine intensivere Pflege der Verkehrswissenschaft an deutschen Hochschulen be­
trieben werden kann, so ergeben sich einmal Forderungen persönlicher Art. In erster 

1) Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung, 14. Bu. (1905), S.8. 
2) II. Du., Beitrag XXIX. 
3) Brentano,Festgabe, H. Bd., S. 193. 
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Linie scheint mir eine Spezialisierung der llationalökonomischen Professuren wün­
schenswert. In dieser Itichtung stellen die zugunsten der wissenschaftlichen Pflege 
der Verkehrspolitik geltend zu machenden Wür.lsche .. einen ~ussclmilt aus. den ~e­
strehungen dar, durch Spezialisierung der nah?nalokono.I11lschen Lehrgelnete eme 
Kongruenz zwischen Forschungs- und Lehrgebwt des. eUlze~n~n noch~.chullehrers 
zu erzielen und die Bearbeitung der Einzelfächer zu mtensl;leren .. Wahren~ aHo 
anderen Wissenschaftszweige, z. B. Hechtswissenschaft, . Gescluchte, dIC ~echIlJs~hen 
Disziplinen und selbst die jüngere Schwester der VolkswI~.tsc}~a~tslcl!re: d~e Betl'l.eb~­
wirtschaftslehre an den Hochschulen durch Professuren fur lerI~ebICte UI?Ser DISZI­
plinen vertreten sind, besteht hinsichtlich ~er ~atioIla~ök.on?mJC noch Immer ~er 
Zustand uaß ihre Vertreter das GesamtgebICt dwser Dlszlpl~n pflegen sOIl?n, wIe­
wohl ei:lC gleichmäßige Beherrschung der Teilg~hie;e über .~I~ K:aft .des e~nzel.ne? 
hinausgeht. Die Nachteile dieses Zustandes, dw Zw~ckmaßIgkCIt eUler ~pe~lah­
sierung der Lehrgebiete, ihre l\Iöglichkeiten, aber auch I.hr? ~renzen haben III CI~em 
Referat von Professor August Skalweit über "SpezIUhswrung der Lehrge!nete 
der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Professoren" auf der .Generalversamm­
lung der Vereinigung der Sozial- und Wirtschaftswissenschaft~IChen nochs~lllll-
I h . B I 11 b 1997 ihre Darierrung gefunden, der mchts wesentlIches e rer m LU . om urg"' b. .. .' I"k . 
I . f" . t ur d mgegenüber damals dIe altesten Nahona 0 onomen WIC unzuzu ugen IS. yv enn e '.' . '. d I 
Sombart, Diehl, Lotz die Einheit des LehrgeblCtes verf?chten, so zCIgen r~~.r o.c 1 

. hl . 1 A f' d ZustI'rllrnllngsäußeruna en msbesondere auch JungeIer za relc Je nU Jerungen un.. b' r 1I 0. ß d G 
vornehmlich auf praktische Nationalökonomie einge~tellter h.~ egen, ~. er e-
dank . S . I' . des T ~hrgebietes bereIts zahlreIChe Anhangerschaft 'e emer peZIa ISIerung . u.o . d . 
besitzt. Die von Gegnern gehegte Besorgnis vor einer. dall!lt verbun ene~ Verel~ .. 
seitigung vermag ich nicht zu teilen: Der Gelehrte wIr~ III aller Regel at~~h d!e 
Nachbargebiete nicht aus dem Auge lassen, teils um aus Ihnen An;:egungen fur sem 
Fach zu gewinnen, teils um sich von der engeren ,,~achbelastung zu erh?len. Als 
Lehrer sollen ihm auch nicht gelegentliche ExkurSIOnen auf ~J:uere GebIete ver­
we~rt sein. Auf das in Frage stehende Gebiet der Verkeh~spol:hk a~~e.wan~t geht 
meme IHeinung dahin, daß mit einzelnen Berufungen fur \ olkswntschaftslehre 
hesondere Aufträge zur Vertretung der Verkehrspoliti~( Verbl1ll~en werden sollten, 
dergestalt daß uer Betreffenue diese als sein vornehmhches FOIschungs- uno.. Lehr­
gehiet zu betrachten hat. Soweit eine Spezialisierung auf das VerkehrsgehIet z~ 
eng erscheint, kommen wohl in erster Linie Verbindungen von. Verkehrs- mIt 
Handelspolitik oder von Verkehrspolitik mit Finanzwissenschaft m Betracht. . 

Neben der .Spezialisierung. nationaIökonomischer ~rofessuren auf das .. GebICt 
der Ve~kehrspohtik bietet auch die Begründung spezICIler Professuren. ~ur Ver­
kehrswIssenschaft die Möglichkeit verstärkter Pflege der VerkehrspolItIk. Ent­
spre~hend. dem Charakter dieser Disziplin als eines Querschnit~es durch .volks- und 
BetriebSWIrtschaftslehre würde eine solche Professur auch eme AbweIChung von 
dem hish?r zie~lich streng gewahrten Prinzip einer scharfen Trennung v~n Volles­
und BetrlCbswlrtschaftslehre in Forschung wie Lehre bedeuten. Wenn Ich auch 
?runusätzlich für die Beibehaltung der Zweiteilung der Wirtschaftswissensch~fC 
m Volks- und Betriebswirtschaftslehre eintrete so möchte ich doch darauf hm­
w~isen, daß eine vertief!e Behandlung -der Ei~zelgebiete de~. pra!disch~~ ~olk~­
WIrtschaftslehre und -pohtik und namentlich der VerkehrspolItIk dlC BerucksIchtI­
gung hetriebswirtschaftlicher Faktoren erfordert und uamit die Entwicklung VOll 
Querschni ttsuisziplinen nahelegt. WeIcher der heiden lHöglichkeiten: Spezialisie­
rung nationalökonomischer Professuren auf das Verkehrsgebict oder Schaffung he­
sonderer verkehrswissenschaftlicher Professuren der Vorrang einzuräumen ist, 
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wird man vorerst, da es sich zunächst darum handelt, überhaupt uie Verkehrs­
politik wissenschaftlich zu fördern, dem "Lehrbeuarf" der einzelnen Hochschule 
und dem Vorhandensein entsprechend geschulter Kräfte zur Entscheiuung über­
lassen können. 1 ) 

In sachlicher Hinsicht ist eine Entwicklung der Institute bzw. Seminar~ f~r 
Verkehrswissenschaft anzustreben. An wirtschaftswissenschaftlichen VerkehrsmstI­
tuten bestehen bisher das Institut für Verkehrswissenschaft an der Universität 
Köln als zentrale deutsche Pflegestätte der Verkehrswissenschaft und uas. Inst~tut 
für Verkehrs- und Versicherungswesen an der Hochschule für Welthanuel m WICn. 
Anfang 1921l sind als Institute mit verkehrswissenschaftlichen Spezialaufgaben 
hinzugetreten das Verkehrswissenschaftliche Institut für Luftfahrt an uer Tech­
nischen Hochschule Stuttgart und das Institut für Fremdenverkehr an uer Handels­
hochschule Berlin. Die Fortentwicklung wird einmal zu suchen sein in der Errich­
tung verkehrswissenschaftlicher Seminare an anderen Hochschulen, die in kleine­
rem Rahmen an uer Lösung der den genannten Instituten obliegenden Aufgaben 
mitarbeiten, wie in dem weiteren Ausbau dieser Institute. Zweck der Institute 
und Seminare für Verkehrswissenschaft ist - in knappster Formulierung - die; 
Sammlung der Verkehrsliteratur (in Betracht kommen: Bücher, Zeitschriften, 
amtliche und private Denkschriften, Geschäftsberichte, Tarife, Fahrpläne, Prospekte), 
die Bearbeitung des Materials nach neuen Gesichtspunkten (durch Lehrer wie 
Stuuierende), die Verbreitung neugewonnener Erkenntnisse durch Wort (Vor­
lesungen, Vorträge) und Schrift (Veröffentlichung von Büchern, Zeitschriften und 
sonstigen Drucksachen). , 

Aus uem umfangreichen Arbeitsgebiet eines verkehrswissenschaftlichen Zentral­
instituts möchte ich hier nur zwei Funktionen, deren Ausübung durch fortschrci­
tenuen Ausbau der Institute anzustreben ist, hervorheben. Ein Verkehrsinstitut 
soll einmal eine Erfahrungssammelstelle sein, d. h. es soll durch um­
fassendste Sammlung der in- und ausländischen Verkehrsliteratur in uer Lago 
sein, über die allerorts gemachten Erfahrungen mit neuen Verkehrseinrichtungen 
Auskunft zu geben. Alleruings muß der Wissenschafter hierbei gleich vor einer 
voreiligen Übertragung ausländischer Verkehrserfahrungen auf das heimische Ver­
kehrswesen warnen. Ein andermal, über die eben genannte Funktion hinausgehend, 
soll ein Verkehrs institut eine Art Be 0 b ach tun g s s te II e sein. Es soll systema­
tisch die Verschiebungen der Technik und Ökonomik der einzelnen Verkehrsmittel 
fortlaufend verfolgen und hierdurch der Verkehrspraxis wie der Verkehrsverwal­
tung laufenu die nötigen Ilinweise für ihre Dispositionen geben können. 

Hinsichtlich der zu leistenden wissenschaftlichen Arbeit scheinen mir die 
folgenden Arbeiten von besonderer Wichtigkeit: Einmal bedürfen die meisten 
Verkehrsmittel einer tiefergehenden betriebswirtschaftlichen Erforschung. Mit Recht 
hat Dörfe1 in einem für die 'Fortbiluung der Verkehrswissenschaft sehr heachtlichen 
Aufsatz üher "Die Verkehrswissenschaft im Rahmen der Betriebswirtschaftslehre" 2) 

1) Die diesbezüglichen Verhältnisse an den Universitäten in den Vereinigten Staaten 
zeigen auch hier einen Vorsprung gegenüber der Situation in Deutschland, zugleich die ver­
schiedenen Möglichkeiten der Berücksichtigung der Verkehrswissenschaft in bestimmten Lehr­
st!ihlen. Von auf verkehrswissenschaftlichem Gebiet tätigen Persönlichkeiten sind I1ane~, 
Rlpley und Splawn "Professor of Economics" (New York University; Harvard U.; U. of Texas), 
Jackma~ "Professor of Political Economy" (University of Toronto), dagegen Joh~son, Huebner 
und Wilson "Professor of Transportation and Commerce" (U. of PennsylvanIa), va~ Metre 
"Professor of Transportation" (Columbia U.), Darrett ,Professor of Railway Economlcs" (U. 
oL California). " , 

2) In der Stern-Festschrift "Zur Entwicklung der Betriebswirtschaftslehre" 1925, S. 71. 
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" , h eine gründliche Durchforschung nottut. "Viele 
darauf hmgewl~sen" daß luer ~~,~t 'smäßig jungen Datums, aber auch die älteren, 
Verkehrsarten smd Ja nO~l ~e~ ~ I ~~l werden, sind doch noch sehr wenig wissen­
die oft schon Jahrtausen ~/e ne) 1 after steht hier noch ein reiches Betätigungs­
schaftlich erforscht. Dem f l~~en~~tersuchung der einzelnen Verkehrszweige ist 
feld offen," 1) Fuße~d au eil', '1 .1 en Betriebswirtschaftslehre der verschiede-, 

I 't 'U emer verg elC lCnu . F' , f" d' V fortzusc lrelen z d' h 'r auch wesenthche 'mgerzClge ur 10 er-
nen Verkehrsmittel, aUS ~r l~ d

ml 
"list von volkswirtschaftlicher Seite eine 

, 'I eche Em an ermU. l' , S ' kehrspohtl (verspr " d tl 'oretischen Verkehrsie He, W10 S10 ax nn 
Fortführung der allgememen un I 10l1"t unter Berücksichtigung der durch die 

, sterns <rege )en "" 
ersten Band semes ys 'ttt> I ' eiterlen Erfahrungen und neuer Forschungs-
Vermehrung der VerkehrsrUl .; elW eren Gebiete der Verkehrsorganisatioll und 

, t b n Auf uem eng V k ' ergebIllsse anzus re e,' ',' Werke vom Standpunkt der er ehrswlssen-
ITI schemen nur zwel "'l ' G t Verkehrspo 11 c er , b nders zweckdienhch; emerSel seme esam-

schaft wie Verkehrspraxls au\ ;so sens nach seiner geschichtlichen, organisa­
darstellung des d~utschen Ver \~~W~ n Seite andererseits eine Gesamtbearbei­
torischen, ökonorUlschen und fO Id ISC ~ erkehr; als Träger weltwirtschaftlicher 
tung des Weltverkehrs, d, 1. es 

Beziehungen, ,', nseitigen Befruchtung von Verkehrswissell-
Schließlich erschel,n~ m~r eZ~;är~~~~ Beteiligung der Verkehrswissenschafter an 

schaft und Verkehrspolitlk em
I
_
d

, r h Es ist wiederholt von Nationalökonomen 
der Verkehrsverwaltun? zwec,' 10~11~ ft~ Beteiligung der Wissenschaft bei, der Be­
Klage geführt worden ub~r man~e m twohl entscheidender Wirtschaftsprobleme,2) 
ratung und Behandlung f,u: das ~sam, en ist zur Zeit ein annähernd vollständiges 
Auch in den verkehrsP,ohhscher~ter~~~w, Verkehrstechnikern festzustellen, wofür, 
Fehlen von Verkehrswlssenscha, d bisherigen zurückhaltenden Stellung der 
wie zugegeben werden" muß, 111 V ~~ hrswesen mit ein Grund zu erblicken ist. 
Nationalökonomie gegenuber, de:Il Ver t

e 
ter der Wissenschaft der Verkehrstechnik 

Bedauerlicherweise ist der emzlge e~ ~e r Deutschen Heichsbahn bei der kürzlich 
und Verkehrspolitik im Ve:\~altung~:: n~cht wieder ernannt, auch nicht durch 
e~folgten Neubesetzung ~llllger Sli C' der Nationalökonomie oder Verkehrs­
eme ~ndere PersönlichkCl~ aus den, I rOl~:nim Verwaltungsrat der Heichsbahn ist 
techruk ersetzt worden, Ehensowelllg WI t d Heichspost vertreten, Schließ­
die Wissenschaft zur Zeit in dem Verwaltungsr<la ,erer Vertretung im Reichseisen-
I' h tb I t d' W' h ft ' enschaft auc 1 em ' lC en e 1r 10 lrtsc a SWISS , E' lVI'twirkung der Wissenschaft 
?ahn,rat wie ir~ Heichs_Wass~rstraßenbOlrat. fü~lI~as' ~esamtwohl vorteilhaft sein, 
111 dlOsen Gremlen könnte zWOlfelsohne aber , t berücI-sichtigen ' würden 
d'l V d" I' I das Gesamt1l1 eresse· , a 1 He, ertret?r grun satz lC 1 nur Wirtschaft natürlich keineswegs 
was bel den emzelnen Interessenvertretern ~er, '[ 'ne sachkundige Be­
regelmäßig der Fall sein kann, und da wOlter ~ll1er~Ol ~ e: ehrswissenschaft in 
ratung der Verkehrspolitik ermöglicht, andererseÜs dlO , er eIlt " d 
dauerndem Kontakt mit der verkehrspolitischen Tagesarbeü ge la en wur e, 

1) I' " . ( D" f I selbst und Leopold Mayer) und 
nzwlschen Ist hier durch Wlssenscha~ter so, or e h "t rehe Arbeit geleistet. 

Doktoranden (so Klaus Graß und Wilhelm Gelle) bereits manc e nu zN t lt d H n-
2) So zur Währungsfrage, zum Sachverständigen-Gutachten, zur ~uges ~ unf ~r ~ .. 

deispolitik, Vgl. die Ausführungen von Harms auf der Generalversamm ung es erems ur 
Sozialpolitik in Stuttgart 1924. 
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Maßnahmen zur Verbesserung und Beschleunigung 
der Be:förderung, besonders im Eisenbahnverkehr. 
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Wenn das wesentliche Merkmal der Einrichtungen, die wir unter dem Sammel­
namen "Verkehrsmittel" zusammenfassen, die Überwindung der räumlichen Ent­
fernung,en im ges~llschaftlichen Zweckleben ist (Sax), so erfüllt dasjenige yer­
kehrsmIttel, das dlese Überwindung am schnellsten und billigsten vollzieht, semen 
~weck am vollkommensten, Das Bestreben jedes Verkehrsmittels muß auf mög­
hchste Abkürzung der Raum- und Zeitüberwindung gerichtet sein, Dasselbe 
gilt, wie weiter unten dargelegt wird, für die Gesamtheit der Verkehrsmittel eines 
Landes, 

Eine Grenze findet dieses Bestreben an der Wirtschaftlichkeit des Verkehrs­
~nternehmens, wenigstens so lange das Unternehmen auf eigene Kraft angewiesen 
1st und nicht auf Zuschüsse aus Mitteln der öffentlichen Hand rechnen kann, Be­
sitzt ein Verkehrsunternehmen, sei es auf bestimmten Strecken, sei es innerhalb 
eines bestimmten Gebietes ein Monopol, braucht es nicht mit einer Konkurrenz 
zu rechnen, so wird sich eine Ra~m- und Zeitüberwindung, d, i, eine Beförderung 
ergeben, die auf der einen Seite den Wünschen der Interessenten, der Versender 
und Empfänger von Gütern und der Heisenden nach schneller, sicherer und 
möglichst billiger Beförderung nach Möglichkeit nachkommt, auf der anderen Seite 
den privatkapitalistischen Belangen des Unternehmens Rechnung trägt. Kommt 
für eine Verkehrsverbindung eine Konkurrenz zweier oder mehrerer Verkehrsmittel 
in Betracht, so wird das vom Standpunkt der Allgemeinheit und der Interessenten 
aus vollkommenste Verkehrsmittel den Verkehr an sich ziehen, das Verkehrsmittel, 
das den Verkehr am schnellsten und billigsten bedient. Der Wettstreit spielt sich 
auf zwei Gebieten ab, auf dem Gebiet der schnellen, guten, sicheren und regel­
mäßigen Haum- und Zeitüberwindung und auf dem Gebiete des Preiswesens, Im 
allgemeinen wird der Interessent geneigt sein, für die schnellere Beförderung einen 
höheren Preis zu zahlen, in vielen Fällen wird er an der schnelleren Beförderung 
ein so erhebliches Interesse haben, daß er den höheren Preis aufwendet. Kommt 
es ihm auf die Schnelligkeit nicht so sehr an, so wird er sich dem billigeren, aber 
langsameren Verkehrsmittel zuwenden. 

Durch die Verhältnisse, wie sie die Nachkriegszeit geschaffen hat, sind 
bei der Güterbeförderung die Anforderungen an eine schnelle Beförderung sehr ge­
Wachsen, Zu diesen besonderen Umständen gehören in Deutschland zur Zeit noch 
Kapitalmangel und Kreditnot; beide zwingen die Verkäufer, von größeren Lägern 
abzusehen und bei Bestellungen auf die Fabrikanten oder die großen Warenlager 
zurückzugreifen, In der Vorkriegszeit hielt sich auch der kleine Händler und der 
kleine Kaufmann ein Lager und konnte aus diesem verkaufen, Heute werden die 
Lager möglichst eingeschränkt, es wird in großem Umfange nach Katalog verkauft, 
gleichwohl muß aber den Wünschen der Kunden auf umgehende Lieferung nach­
gekommen un~ die :Ware möglichst bald angedient werden, Das ist wohl mit eine 
der Hauptursachen, warum der relativ teure Expreßgutverkellr bei der Reichs­
ba!m ,in den, letzten Jahren so außerordentlich zugenommen hat, obwohl gerade 
bel der Kapüalarmut an und für sich mit jeder Ersparnis, also auch mit der 
Ersparnis an Transportkosten gerechnet werden müßte, Dazu kommt aber noch 
e~n anderer Gesich~sp~nkt, der auch für die kapitalstarken Länder, also allgemein, 
gllt. Ganz allge~em 1st die Bedeutung des schnellen Warenumschlags und zwar 
gerade auch bel den großen Warenhäusern mehr und mehr erkannt worden, In 

Zcitschr. f. Vcrkehrswissenschdl, 7. Jahrg., lIeft I. 2 
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. W e Ihäuser wird heute in ganz anderem Umfange 
allen AbtCllungen der großen

l 
ar I 'rligen Jahren' die berühmten Ladenhüter 

cl T eschlagen a s vor CI '. r • d . un empo umg . . ht hr sie v.erschlingen zu v!Cl Zmsen un Lager-' 
kennt der moderne Betneb Il1~J .I~~g' ist aber die Forderung nach einer schnellen 
kosten. Mit diesem schnellen. m~~ll a nicht um eiliges Gut handelt, untrennbar 
Beförderung,' auch wenn es SIC I , 

verbunden; . . T k I . 'ttel allenthalben der Forderung gegenüber, 
S I . ch dIe \ er e Irsrnl I G t . o se len SI . ) f" I in dem Sinne, daß (asu zu emer be-

h 11 t l SIcher l':U Je on ern, . ' t 'T 1 "If sc ne , gu une , . ..' I' tf ulJUen) oder zu emer bestmlIn en .ages ra te 
. St d (bel naheren m ern b • stnnmten. un e ) b . d Empfänger eintnfft. 

(bei größeren Entfernun?,en ~I .. ~m llinaus im Wettbewerb mit den modernen 
Die Eisenbahnen mussen adruFller, ug durch \' erbesserung der Beförderung 

'tt I Kraftwagen un 'ugze , k I . I Verkehrsml e n, ,,' d . 'h en bisher bedienten Ver -e lrs SIC I zu er-
einen möglichst großen lell eds von I n enIl sl'e die relativ beste Beförderung an­

. k" 'n as nur w halten versuchen; sIe oIl1~.e 1 d' ß manche Vorteile der modernen Verkehrs-
. .'. t . I t zu uberse ICn a Fl' . breten. DabeI IS' IllC I, . I t }' t werden können. Das i ugzeug Ist Ihnen 

mittel von der Eisenbahn. IllC.1 .. ~e)f enn daß sofern es auf diese von der Bahn 
vielfach derart an SchnellIgke~t ku.r eg~ ~mt 'jede Bemühung, den Verkehr zu 
nicht zu erreichende Schnell.lg el ~n o. ht ios ist. Der Kraftwagen kann in die 

.. k zu gewmnen ausslC s . d 
behalten oder zuruc, . h f 'f I und das Gut oder dre Person ort ab-

d . den Fabnk 0 a Hen' d . d 11 Behausung 0 er III ' . kt. 1 des kleinsten Ortes 0 er m en 'of des 
holen und dies~ bis zu~ MittelP.~n d aucd~e Bahn trotz aller Bemühungen kaum 
Empfängers brmgen, eIIl Vortel ic .. en Der Großteil der Personen- und Güter­
wird einholen oder wettmachen onne;!. der Eisenbahn zu, im Güterverkehr der 
beförderung fällt aber auch heute noc I I e und weite bei Einzelgut und bei der 
Massenverkehr auf .alle Entfernungen! na \ere Entfern~ngen. ' 
Personenbeförderung der Ver~ehr llau n ~~~n bemüht den modernen Anforderungen 

Die Eisenbahnen haben SIch a en lab kommen' Von den Bemühungen der 
B f" d rung nac zu • 

nach einer schnellen e 0: ~ 'biet seien folgende Maßnahmen hervorgehoben. 
Deutschen neichsbahn auf dl~sem .Ge. der durchgehenden Luftdruckbremse 

Im Gü~erverkehr hat dre .EI~rlcl~t~n~ H ichsbahn gelungen, die Schnelligkeit 
große Vorterle gebracht, durch sIe ISt es el b~ If 401', klrl der Eilgüterzüge auf .. ' .. . r I 30 km IS at , 
der Guterzuge von durchschTlltt lC I .' lZ wesentliche Verkürzung der 
60, km in der Stunde zu erhöhen und dam.lt eme3§~: bei Frachtgut his zu 23 0'0 
Fahr' ,'t h b' f"l d' b' Eilgut bIS zu . 0 )0, I , .' ~er er erzu u Iren,' Ie el "b d Vorkriegszeit beträgt. 
m elIl~elnen Fällen sogar fast 5.0 % • gege~u e{ahI~r dauernd bemüht', den Fern-

Ber der Personenbeförderung Ist. dIe Helchs rechend zu bedienen. Zu diesem 
verkehr den Anforderungen des publIkums .. entsp d' Unterwegs aufenthalte auf 
Z:wec~ h~t sie die Geschwindigkeiten :ergroßert u,~ld _' I~ir finden schnellfahrende 
dl.? WIc~tJgsten größeren Zwischenstatwnen beschrank(t

FD
_ZÜ e) der Hheingoldzu rr 

Zuge, dIe nur an den großen Knotenpunkten halten g.:.. b 

(FFD-Zug) durchfährt die rund 180 km lange Strecke von K?ln. hIS. Mamz. ohne 
Halt. Eine Grenze findet das Bestreben nach größerer Geschwmdlgke!t nur .m der 
technischen Durchführbarkeit und an der Forderung nach der SIcherheIt des 
Betriebes. 

Daneben sucht die B.eichsbahn auch die nicht schnellfahrenden ~ersonenzüge 
zu beschleunigen. Im Nahverkehr wird die Umstellung des Dampf~etflebes auf d~n 
elektrischen Betrieb Fortschritte bringen. Die elektrische Loko~obve geslattet :Iel 
sehneller eine große Anfangsgeschwindigkeit zu entwickeln als dre Dam~flokomohve. 
Bei dem Nahverkehr hat die Bahn gegenüber dem Kraftwagen stets mit dem N~ch­
teil zu rechnen, daß der Reisende den ,Weg zum und vom Bahnhofe zuruck-
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wIegen hat. Diesen Nachteil kann die Bahn nicht ausgleichen; denn wenn sie auch 
Zubringer- und Verteilerfahrten zwischen Bahnhof und dem hlllern der Stadt aus­
führen läßt, bleibt stets das lästige Umsteigen zwischen Kraftwagen und Bahn. 
Ein weiterer Vorteil des Kraftwagens liegt darin, daß cl' nach einem starren Fahr­
plan fährt (z. B' alle Viertelstunden), während sich bei der· Eisenbahn die 
Heisenden nach dem Fahrplane der einzelnen Tageszeiten einrichten müssen. 
Einen starren Fahrplan kann die Bahn nur einriehten, wenn die Anlage aus­
schließlich für die Zwecke der Personenbefürderung und zwar ller Nahpersonen­
beförderung zur Verfügung steht. Wenn die Anlagen auch für die Fernbeförderu~g 
und dazu für Zwecke des Güterverkehrs ausgenutzt werden müssen, dann. Ist 
ein starrer Fahrplan - wenigstens während bestimmter Zeiten - nicht möghch. 
Man muß hierbei berücksichtigen: Solange nicht besondere Gleise für den Per­
sonen- und Güterverkehr zur Verfügung stehen, was nur auf ganz wenigen Strecken 
der Fall ist, muß auf derselben Schiene bedient werden: die Beförderung der 
Personen, die auf nahe Entfernungen reisen, und der Iteisenden, die weite Ziele 
anstreben, des weiteren die Beförderung der der Bahn anvertrauten Güter und 
zwar der kleinen Partien (Einzelsendungen) und der in ganzen Wagenladungen 
aufgegebenen größeren Mengen und zwar auch hier der auf nahe und der auf weite 
Entfernungen zu befördernden, schließlich muß dieselbe Schiene befördern. das zu 
Frachtgutsätzen aufgegebene, nicht beschleunigt zu befördernde UJlll das l':U Eilgut­
sätl':en aufgegebene und deshalb schnell durchzuführende Gul; all diese Be­
förderungsarten wickeln sieh' auf derselben Eisenbalmslraße ab, die zudem nicht 
wie die Landstraße ein Ausweichen und Überholen an jedem beliebigen Punkt, 
sondern nur an bestimmten Stellen gestattet. Diese verschiedenen IJeförderungsarten 
müssen aufeinander Rücksicht nehmen und sich einander anpassen. 

Dazu kommt noch, daß derselbe Zug vielfach verschiedenen Zwecken dient. 
Aus wirtschaftlichen Gründen ist es der Eisenbahn vielfach nicht möglich, 
überall reine Nahzüge zu fahren, die die Verbindung der kleinen Orte untereinander 
und mit größeren Nachbarstädten herstellen und daneben durchgehende Züge, 
die nur an den größeren Punkten halten. Der aufkommende Verkehr läßt die 
Einführung derartiger getrennter Züge nicht l':U. Der Verkehr gesta.ttet nur die 
Einlegung eines Zuges, der beic1en Zwecken dient. Zugleich muß der Zug vielfach 
die Güterbeförderung mitübernehmen, weil der schwache Güterverkehr ebenfalls 
die Einlegung eines besonderen Güterzuges nicht zuläßt. Der Fahrplan eines 
solchen der Personenbeförderung für nähere und weite neisen und zugleich der 
Güterbeförderung dienenden Zuges stellt stets ein Kompromiß dar, er dient zwei 
?der noch mehr Zwecken, jede Forderung kann nicht restlos erfüllt werden, 
Jeder Teil muß in mancher Beziehung naehgeben, und das wirkt sich nachteilig aus. 

Überall, wo es irgend angängig, wird die Eisenbahn und zwar im eigenen 
Interesse wie in dem der Benutzer, bestrebt sein, Züge einzulegen, die nur einem 
Zweck dienen, der reinen Personen- oder der reinen Güterbeförderung und bei 
jeder dieser Befördel'ungsarten möglichst wieder nur der Nah- oder nur der 
Fernbedien ung. 

Auf einem Gebiet hat die Iteichsbahn in der letzten Zeit eine Spezialisierung 
der Güterbeförderung vorgenommen und damit überraschend gute Erfolge erzielt. 
Für die Beförderung des Stückgutes von den kleineren Stationen nach dem nächsten 
größeren Knotenpunkt und für die umgekehrte nichtung hat sie besondere kleine 
Güterzüge eingelegt, die als Ersatz für den noch fehlenden noch nicht konstruierten 
Gütertriebwagen gedacht warer!. Diese Züge dienen nur d~m einzigen vorerwähnten 
Zweck, sie sind völlig auf diesen Zweck abgestellt, brauchen auf keinerlei andere 

2* 
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Beförderungsart Rücksicht zu nehmen und gerade diesem Umstand ist wohl der 
über alles Erwarten große Erfolg zuzuschreiben. 

Bei der Personenbeförderung ist ein ähnlicher Erfolg durch eine Spezialisierung 
zu verzeichnen und zwar hier bei der Einlegung der Verwaltungssonderzüge. 
Auch sie dienen nur einem bestimmten Zweck, der möglichst raschen Erreichung 
eines bestimmten Heiseziels. Sie hahen sich gut bewährt und die in sie gesetzten 

Erwartungen voll erfüllt. 
Erschwert wird dieses Bestreben der Bahn nach einer reinlichen Scheidung 

gariz bedeutend dadurch, daß die Bahn auch heute noch unterscheidet und zwar 
sowohl bei der Personen- wie bei der Güterbeförderung eine langsamere und eine 
schnellere Beförderung und dementsprechend Verkehrsbedienungen vorhalten muß. 
Der Unterschied wurde anfänglich und wird vielfach auch heute noch begründet 
mit den höheren' Kosten, die die schnellere Beförderung verursacht. Nach den 
neueren Untersuchungen und Erhebungen über die Selbstkosten erscheint es sehr 
zweifelhaft, ob dieser Grund noch stichhaltig ist. Das viele Anhalten und das 
Wiederingangsetzen verursacht bei den überall haltenden Zügen ganz erhebliche 
Kosten, die bei den schnellfahrenden Zügen nicht entstehen. Nicht übersehen 
werden darf natürlich, daß die Schnelligkeit der Züge andere kostspielige Ein­
richtung~n erfordert, als für nur langsam verkehrende Züge erforderlich wären. 
Immerhin bleibt es vom Gesichtspunkte der Selbstkosten aus unsicher, ob diese 
die Aufrechterhaltung des Unterschiedes zwischen Schnell- und Personenzügen im 
Personenverkehr und zwischen Fracht- und Eilgut im Güterverkehr rechtfertigen. 
Der zweite Grund für die Unterscheidung zwischen schnellerer und langsamerer 
Beförderung, der auch heute noch zweifellos an und für sich seine Berechtigung 
hat, ist die größere Zahlungswilligkeit desjenigen, der eine schnellere Beförderung 
beansprucht. Bei dem zunehmenuen WeUbewerb, uem die Eisenbahnen ausgesetzt 
sind, zunächst noch auf nähere Entfernungen, in absehbarer Zeit auch wohl auf 
weitere Strecken werden sich uie Bahnverwaltungen der Prüfung nicht entziehen 
können, ob uie Aufrechterhaltung des Unterschiedes zwischen schneller und 
htU!?samer Beföruerung aufrecht erhalten werden kann. Bei Aufhebung des Unter­
s~hied.es wird sich uie Betriebsabwicklung im Personen- wie im Güterverkehr 
viel e.mfacher gestalten, aber auch verkehrstechnisch werden sich eine Reihe von 
VorteIlen ergeben, ich darf nur auf die Vereinfachung der Abfertigung im Personen­
und Gü.terverkehr, an uie Zusammenlegung der jetzt bei großen Bahnhöfen ge­
ir.ennt. hegenuen Einrichtungen für die Eilgut- und uie Güterannahmeund -ausgabe 
t.~w~lsen. Einstweilen müssen sich aber die Bahnen mit den bestehenden Ver­
la tmssen noch abfinden. 

p Ob allerdings für längere Zeit die Unterscheidung zwischen Schnell-, Eil- und 
E ?rso;e~zügen i~ Personenverkehr und die Unterscheidung zwischen Frachtgut, 

1
1 gu '. eschleumgtem Eilg\lt und dazu noch Expreßgut im Güterverkehr - hier 

a so VIer verschi d B f·· " . . e ene e oruerungsarten - aufrechterhalten werden kann scheint 
~~l~ zwe~f~ha~!. Untersuchungen, ob in dieser Hinsicht nicht Vereinfachu;lgen am 

a
1 

ze IStln 'd le. auf eine. nationalisierung im Großen hinauslaufen, dürften an­
ge Jrac 1 un zeItgemäß sein. 

Während die Bahnen I . Ab . kl . . .1 J\1f' ß I )el WIC - ung des Verkehrs 1m Innern des Landes bel 
1 lre111a na lInen zur Be 'chi . .. 
f
,. ,1,' •• s eumgung und Verbesserung uer Beforderung ganz 
rei unu uurch kemcrlel HCImnu· ~ . . . . ngen seItens anderer !Stellen behmdert smd müssen 

SlC bel dem Verkehr über uie G . ...... ' .. 1 t . t d renzen mancherleI Hmdermsse uberwmden. Zu-
nac IS IS wegen er zu hefo·· d d P ... . , . r ern en ersonen und Guter emBenehmen mIt 
der Zollverwaltung erfordorhch. Durch Verhandlungen mit den Zollstellen suchen 
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die Bahnen die Aufenthalt d· 1·· . 
b 1 dl t 

e, le )erm zWlschenstaathchen Verkehr durch die Zoll 
Clan· un<1 en stehen s· . -Binnenzoll~ nt d ,er es. an ~er Grenze oder nn Innerll des Landes bei dem 

Es l·st zu I b ~ ker . hau.f dem Empfangsbahnhof nach Möglichkeit abzukürzen 
eruc SlC tlgen d ß h d . '. stimmungen be' d E. ' a nae en maßgebenden zollgesetzhchen Be-

Ausfuhr wi~d 1. er
U 

'tlfUhr alle Güter uer Zollbesehau unterliegen. Bei der 
Ausfuhrverbote e~I~~ _b:s~~~~.chung . vorg~nommCI~ mit Bücksicht auf bestehende 
ueutung haben· . r~nkungen, dlC allerdmgs zur Zeit nicht mehr die Be-

WIe vor elmgen Jahren. 
Da an der schnellen m·· 1· 1 t . 

alle Staaten gleichmäßi i~t og~: IS . unhehmder!en Eil~-, Aus- und Durchfuhr 
uem "Internationalen Ibk ereSSI~rt smd, I.laben mternatlOnale Verhanulungen zu 
geschlossen in Genf ' on~me~ zur Veremfachung der Zollförmlichkeiten", ab­
stimmungen uieses Abk~:11 . k.ovember 192.3, geführt. Aus den Eingangsbe­
das Abkommen überwu~nens arm man schheßen, welche Schwierigkeiten durch 
Zahl) sind von dem WU;~h:e~den sollen. Di.e beteiligten Staaten (33 an der 
der Völkerbundssatzun auf Je usge~angen, dIe A;nwendung des im Artikel 23 
Handels zu sichern. si~ warge st~lltetbGrUndsatzes emer. gerechten Behanulung ues 
nalen Handels vor:. der Las~ n ~ tz I erzCl:gu~g, daß ~lC Befreiung des internatio­
licher Zoll- oder ähnlicher' .. osel.' ube.rtl"le~ener oder willkür­
zur Erreichung dieser Absicht dar~~fmh~hkelten emen bedeutsamen Schritt 
zu einern Ergebnis zu komm' d e en ,wurue .unu daß das beste Mittel, uabei 
gegrünueten internationalen yen, : ~r Abschluß emer auf gerechte Gegenseitigkeit 
die Vertragsstaaten verpflicht:~Cl~u arullg sei. In. dem Übereinkommen haben sich 
waltungsmaßregeln die Be r ' rC~1 alle geClgneten Gesetzgebungs- und Ver­
oder der Verfügungen ur:dlIllmun~en Ihrer .Gesetze oder Ausführungsbestimmungen 
der Zoll- und ähnlichen F.. n~ell~u~gen Ihrer Verwaltungsbehörden hinsichtlich 
zu vereinfachen, sie von Z~i~mz~ lZ e~~e~ dureh~.use~len, um diese Bestimmungen 
passen und diese Beziehungen .~:;t Bed~rfmssen ues .Außenhandels anzu­
der Lebensinteressen des . von a . en emmmssen zu befrelCn, die zum Schutze 
sind. Das Übere· k Clge~en Landes nicht unbedingt erforderlich 
höfe eingerichte;~u~~n~:;l e~~~Clclmet. es als ~rwü~scl~t, da~ internationale Bahn­
daselbst bestehenden verg . t werden ~nd em wI.rkhches Zusammenarbeiten der 
Das Abkommen d d ~ch~e~~nen natIOnalen DlCnststellen durchgeführt wird. 
1925 ratifiziert 'woasd er ahhzleruug unterliegt, ist von Deutschland im Oktober 

ren. 
Wenn auch den allgemeinen Forde d Ü . verwaltungen nach M··gI" 1 k ·t I rungen es beremkommens von den Zoll-

der besonderen Bestl·mOmluC 
1 el lechnung getragen wird, so liegt die Durchführung 

. ng wegen der E· . ht'· . Im weiten. Die finanzielle Not in . mnc ung lIlternatlOnaler Bahnhöfe noch 
Heichsbahn befinden sow· d·' S der SIC~l das D.eutsche Reich und die Deutsche 
hefleißigen lassen 'd·le E~~ ~el tparsamkClt, der sIch auch die umliegenden Länder 
. ' lIlnc 1 ung u d d A b natIonalen Bahnhöfe nicht.. _ n en us an der vorgesehenen inter-

heim Passieren der Grenze z~~e~o ko~mt es, daß vielfach ~leisende und Güter 
kommen der Zollverwaltung f d t z\~elfachen Aufenthalt erlCluen. Das Entgegen­
des finanziellen Interesses de~n e s~me Grenze an der ihr übertragenen Wahrung 

Während sl·ch d· I:I von Ihr vertretenen Landes. 
lese emmungen f 11 .. .. 

von den Heisenden mitger·h t G.. au.a e zur Beforderung ubergebenell und 
sind und deshalb bei a~ r e~ uter be~lehen, die über die Grenze zu befördern 
bei der Eisenbalm Bine CI\ Brkehrs~ll~teln überwunden werden müssen, ist 
wechselseitigen übergabe d:;ldere S~?wlCl"lgkei~ zu beseitigen, die sich aus der 
ergibt. Die Eisenhahnwagen e:

1 
~eforderung dlCnenden Personen- und Güterwagen 

g loren den einzelnen Eisenbahnverwaltungen und 
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müssen an der Grenze VOlt der einen Verwaltung ari die andere iihergeLen und VOll 

dieser üLernommen werden. Durch Vereinbarullgcn zwischen den beteiligten 
Eisenbahnverwaltungen sind diese Aufenthalte auf ein Minimum h~rabgedr~~kt, 
teilweise so hesonders bei d.en durchgehenden Personenzügen gänzhch besetttg.t, 
indem die Untersuchung im fahrenden Zug slattfindet; im allgemeinen reicht dlC 
Zeit, die für Zollzwecke erforderlich ist, für die Wagenühergabe aus. 

Aufenthalte sind weiter zu i"Lberwindell bei dem Wechsel des Verkehrsmittels, 
so beim Übergang von der Bahn zum Schiff oder umgekehrt. D.urch VerweI.Hlllng 
VOll Greifern, Kippern, Rutschen, lIebern (mechanische, hydrauhsche, elektnsche) 
sucht JIlall den Aufenthalt !lach l\Wglichkeit abzukiirzüll. 

. Hier liegen unverkennbar ganz ürilOhliche Sehwiel'igkeiten vor. Wenn bei 
der Beförderung nur ein Verkehrsmittel beteiligt ist oder wenn mehrere Verkehrs­
millel derselben oder ähnlicher Art oder auch verschiedener Art in einer Inter­
essengemeinschaft stehen, so werden sie fnr diesen Umschlag von einem Verkehrs­
mittel zum anderen Sorge tragen und l\Iittel <lll[wemlen. Anders liegen die Verhäl.t­
nisse, wenn die mehreren Verkehrsmiltel nicht parallele Interessen haben, dlC 
Allgemeinheit, die V olksw irtschaft aber ein Interesse an der kombinierten Be­
förderung hat. Der an die Spitze der Abhandlung gestellte Satz, daß das Verkehrs­
mittel seinen Zweck am vollkommensten erfüllt, das die beste und billigste Haum­
und Zeitüherwindung bietet, gilt vom Standpunkte der Allgemeinwirtschaft aus 
für alle Verkehrsmittel eines Landes als GOlnzes betrachtet. Bei dem Wettbewerb 
zweier Volkswirtschaften wird hei sonst gleichen Verhältnissen und Voraus­
setzungen diejenige überlegen sein, die günstigere Beförderungsverhältnisse . auf­
zmveis·en hat und hierbei kommt es nicht darauf an, oh die Beförderung von elllem 
bestimmten 'Verkehrsmittel vorgenommen wird oder von einer Mehrheit von 
Verkehrsmitteln. Ausschlaggehend' ist und hleibt, daß die Beförderung als Ganzes 
billiger ist als die im konkurrierenden Land. Von diesem Gesichtspunkte aus be­
trachtet, ist es Aufgabe der Stelle, die die allgemeinen Interessen zu wahren hat, 
daß die notwendigen Umschlag- und Überladeeinrichtungen geschaffe.n ll~ld ~or­
gehalten werden, die eine kombiniert~ Beförderung ermöglichen. (I~w~ewe~t dICse 
Stelle auch dafür zu sorgen hat, daß dlC Preise für die Beförderung SICh anemander 
anpassen und ineinander eingreifen zum Nutzen der Allgemeinheit, geht über 
den nahmen dieser Betrachtungen, die sich nur mit der Beförderung selbst be­
fassen, hinaus; nur des Zusammenhanges wegen soll hierauf hingewiesen werden.) 

Mit den modernen Verkehrsmitteln, Kraftwagen und Flugzeug, hat die Ueichs­
bahn den Weg der Zusammenarbeit ZUm Zwecke einer guten Verkehrsbedienung 
heschritten. In dem Vertrage, den sie mit der Spitzenorganisation der Kraftwagen­
gesellschaften abgeschlossen hatte, war der Satz an die Spitze gestellt, daß im 
Interesse der Allgemeinheit die beiden Verkehrsmittel zum Zwecke der besten 
Bedienung des Verkehrs aneinander angepaßt und ineinander gegliedert werden 
sollten. Wenn auch der Vertrag inzwischen gelöst is t, so sucht die Reichsbahn 
doch auch jetzt noch diesem als richtig erkannten Satz soweit er mit ihren Inter-. , 
essen vereinbar ist, nachzukommen, lIldem sie gemeinsam mit einzelnen Kraft-
verkehrsgesellschaften oder mit der H.eichspost oder aber mit eigenen Kraftwagen 
Verkehrshediellungen einrichtet, die von Eisenbahn und Kraftwagen gemeinsam 
aüsgeführt werden. Der Umschlag wird von Leuten deI" Eisenbahn vorgenommen, 
für die Beförderung ist nur ein Frachtbrief erforderlich, der für dell Transport 
auf der Bahn und dem Kraftwagen Geltung hat. Dei der Personenbeförderung 
werden Fahrkarten für die durchgehende Beförderung ausgegeben, oder bei Parallel-
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linien auch solche, die wahlweise für die Beförderung auf dem einen oder dem 
anderen Verkehrsmittel gelten. 

Auch mit der Spitzenorganisation des Luftverkehrs hat die Deutsche Reichs­
bahn einen Ve~trag abgeschlossen, der auf eine gemeinsame Bedienung des Ver­
kehrs durch beIde Verkehrsmittel zum Zwecke einer. möglichst schnellen Verkehrs­
bedienung hinausläuft. Für den Güterverkehr ist eine durchgehende Beförderung 
teils auf der Schiene, teils im Flugzeug mit einheitlichem Frachtbrief vorgesehen, 
im Personenverkehr wird die Entwicklung, besonders bei Beisen über weite 
Strecken im internationalen Verkehr, wohl bald denselben Weg gehen. . 

Im Verhältnis zur Schiffahrt ist es zu einer solchen Zusammenarbeit bisher 
in Deutschland nicht gekommen. Es ist nicht zu verkennen daß eine solche 
Zusammenarbeit hier weniger das Gebiet der schnellen Beförderung betrifft· als 
das einer möglich~t billigen Beförderung. Durch Einrichtungen, die den Umschlag 
von Bahn zu Schiff und umgekehrt erleichtern, wird aber auch die Beförderung 
beschleunigt werden können. . . 

Nach meinem Dafürhalten muß den Bestrebungen auf Verbesserung und Be­
schleunigung der Beförderung bei dem Wettbewerb dem die deutsche Volkswirt­
schaft in stets zunehmendem Maße ausgesetzt· ist dieselbe Bedeutun<Y beigemessen 
~erden wie ~en Bestrehungen. auf Senkung der P;eise und Löhne und Senkung der 
!ransportprClse: Durch Verell.lfn:chung und durch Spezialisierung sowie durch 
ZusammenarbClten der verschICdenen Verkehrsunternehmunrren kann auf diesem 
Gebiete noch viel geschaffen werden. " 

Der deutsche Luftpostverkehr und seine ReChtsordnung. 
Von Postrat Dr. S t a e dIe r I Berlin. 

1. 
Blicken wir zurück a~f das Jahr 1918 und die Zeit des Übergangs vom alten 

zum neuen Deutsch.en ReIch~ so sehen wir am Schlusse des Weltkriegs Flugzeug 
und Lenkballon fertIg ,dastehen als die erprobten und bewährten Mittel des mensch­
li?hen .. ~uftf.lugs. Der Zustand des Flugversuchs ist endgültig überwunden, und 
dl? FallIgkClt zu r~gelr~chter Flugverkehrsleistung ist unstreitig erlangt und be­
Wiesen. Der WeltkrIeg, m dem Geldmittel und Menschenleben für technische Ver­
suchs~wecke - w!e aucl~ sonst - wohlfeil genug zur Verfügung standen, wurde 
zum V ~:er auch dICser. DlIlge. Und dieses Kindes wenigstens braucht er sich nicht 
zu schamen. So trat denn nach dem Friedensschluß von 1919 in aller Welt 
namentlich das Flugzeug in den Dienst des friedlichen Nachrichten- und Güter'­
:erkeh.rs, und üb.erall beeilten sich die PostverwaltungeIl, das neue Verkehrsmittel 
Ihren Zwecken dlCnstbar zu machen. So auch die deutsche Post. 

In dem seither über:vundencn Jahrzehnt hat die Technik das Flugzeug für 
den ausgespro?henen WeItflug und für den Transport großer Lasten geschaffen. 
K~nnte noch Im Jahre 1909 Meili, der berühmte Schweizer Internationalist, in 
seme:, Abhandlung ~ber "Die Luft in ihrer Bedeutung für das moderne Verkehrs­
~nd Iransportrec?t (?Cl.lff?rts Blätter für nechtsanwendung, 1909, S. 41) die 
Flugzeuge a~s semen Junstts.chen Betrachtungen. ausschalten, weil, "für das Ver­
k~}lrs- und rranspor~recht dIese Apparate vermutlich nie in Betracht komnüm" 
k?nnten, so stehen WIr heute, völlig anders orientiert, vor der gesicherten Tatsac~e 
emes Weltluftverkehrs mit Flugzeugen, dem die in Landesgrenzen eingeschlossenen 
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Staaten längst viel zu klein geworden sind und der nur im internationalen 
Nachrichten- und Güteraustausch auf die weiten Entfernungen hin seine angeborene 
Aufgabe sieht. 

Nicht daß es innerhalb der einzelnen Länder und Staaten an ßinnenflug­
verkehrsli~ien fehlte. Auch in Deutschland bestehen solche Linien in nicht ge­
ringer Anzahl. Aber eine selbständige Verkehrsbedeutung für die Zwecke der 
Postbeförderung kommt ihnen schon längst nicht mehr zu. Was heute diesen 
Binnenflugverbindungen an Verkehrsaufgaben noch obliegt, ist im. ~esentlichon 
nur das Zubringen zu den großen deutsch-ausländischen Flugverkehrshmen, welche, 
um den Mittelpunkt Berlin strahlenförmig gruppiert, Oslo und Kopenhagen mit 
Mailand verbinden, Helsingfors und Stockholm mit l\Iadrid, Moskau und Leningrad 
mit Marseille, Konstantinopel und andere Balkanhauptstädte mit Belgien und 
London, endlich London und Holland über lIamburg, Berlin, Wien und Venedig. 
mit Rom. Im Jahre 1927 bewegten sich auf den deutschen Flugstrecken insgesamt 
302100 kg Postsendungen, ankommend und abgehend, das sind durchschnittlich 
rund 10 kg auf jeden Kilometer des bestehenden Luftpostnetzes. An der beförderten 
Gesamtlast waren die Briefsendungen mit 9,200/0 beteiligt, die Pakete mit 26,580/0 
und die Zeitungen mit 64,220/0. Eine immerhin ansehnliche Verkehrsleistung, deren 
relative Bedeutung noch wächst, wenn man berücksichtigt, daß die Verkehrs­
zunahme gegenüber 1926 sich auf 53,5 0/0 belief (Geschäftsbericht der Deutschen 
Reichspost für 1927, S. 39; Berlin, Reichsdruckerei) . 

Ir. 
Es kann hier nicht näher dargestellt werden, welches der betriebstechnische 

Aufbau der deutschen Flugverkehrseinrichtung ist. Es genüge zu sagen, daß ein 
Flugpostbetrieb mit reichseigenen Betriebsmitteln nicht besteht. Die Post bedient 
sich vielmehr für ihre Zwecke der vorhandenen, von Privatunternehmern ge­
schaffenen und unterhaltenen Flugverkehrseinrichtungen. Wenn daher nachstehend 
erörtert werden soll, welches die zur Zeit geltende Rechtsordnung des deutschen 
Luftpostverkehrs ist, so geht die Untersuchung nach zwei Seiten; diese sind: 

die Rechtsbeziehungen zwischen der Post und den privaten Luftverkehrs­
unternehmungen (III) 

und die Rechtsbeziehungen zwischen der Post lInd dem die Luftpost be­
nutzenden Publikum (IV). 

1II. 

Schon frühzeitig, im Ja,hre 1920, entstanden die ersten Ansätze zu einer 
gesetzlichen Ordnung des Rechtsverhältnisses zwischen der Postverwaltung und 
den Privatverkehrsunternehmungen. Die Waffenstillstandsbedingungen vom 11. No­
vember 1918 (Ziff. XXVII) hatten die Stillegung aller deutschen Luftfahrzeuge,. 
die damals noch ausschließlich der Heeres- und Marineverwaltung gehörten 
angeordnet. Die deutsche Regierung, damals der Rat der Volksbeauftragten, über: 
trug, zwei Wochen später, dem Reichsamt des Innern die provisorische Ordnung 
der Verhältnisse der - hinfort rein außermilitärisch abzustellenden - Luftfahrt 
in Deutschland (VO vom 26. 11. 18, Heichsgesetzbl. S. 1337). Das Heichsamt 
des Innern errichtete zur Durchführung dieser Aufgabe das Reichsluftamt (Erl. 
vom 4. 12. 18, Reichsgesetzbl. S. 1400), an dessen Stelle späterhin das Heichsamt 
für Luft- und Kraftfahrwesen trat (vgl. Ges. vom 3. 1. 20, Reichsgesetzbl. S. 14, 
und VO vom 19. 2. 20, cbd. S. 251). Gleichzeitig setzte das Reichshaushaltsgesetz 
3 Millionen Mark aus als Reichsbeihilfe für die dem regelmäßigen öffentlichen Ver-

J. 
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kehr dienenden Luftfahrtunternehmungen (Ges. vorn 8. 5. 20, Reichsgesctzbl. 
S. 917, 928). Bedingung für den Bezug der Beihilfe war, daß auf jede~ Fluge des 
regelmäßigen öffentlichen Flugverkehrs 100 kg Postladung unentgelthch zu be­
fördern waren. Dies war die erste geordnete Itechtsgrundlage für den deutschen 
Luftpostverkehr. Jetzt behandelt den gleichen Gegenstand das Reichsluf~verkehrs­
gesetr. vom 1. August 1922 (Heichsgesetzbl. I, S. 681), nach dessen Beshmm~ngen 
(§ 11) deutsche Luftfahrtunternehmungen mit einem regelmäßigen öffenthchen 
Betriebe auf Verlangen der Post mit jeder flugplanmäßigen Luftfahrt Posts~ndun.gen 
gegen eine angemessene Vergütung befördern müssen. Der Umfang der "erpfh~h­
tung bemißt sich nach den Bedürfnissen des Unternehmens und der Post. Er Wird 
im Streitfalle vom Reichsverkehrsminister und vom Heichspostminister festgesetzt. 
Das gleiche gilt für die Höhe der Vergütung. Den Unternehmern bleibt es übe::­
lassen, mit den ausländischen Gesellschaften in Verbindung zu treten, um dlC 
internationalen Fluglinien herzustellen und zu betreiben. 

IV. 

Gegenstände des deutsch-inländischen wie des deutsch-ausländischen Luft­
versendungsverkehrs sind: gewöhnliche und eingeschriebene Briefsendungen, ferner 
Pakete und Zeitungen. Die Gattungsbezeichnungen und -begriffe sind aus der 
Postordnung und dem Weltpostvertrage hinreichend bekannt. Es fragt sich indessen: 
wo findet der Postbenutz~r in Deutschland die gesetzte Anstaltsordnung, nach der 
sich seine Rechtsverhältnisse zur Postanstalt bei der Luftpostversendung be­
stimmen? 

Die Postordnung, die hier in erster Linie zu Hate zu ziehen wäre, gibt keinen 
unmittelbaren Aufschluß. Sie erwähnt die Luftpostbeförderung zwar, und erst­
malig schon in ihrer Ausgabe vom 22.12.21 (Reichsgesetzbl. S. 1609), jedoch nur, 
Um mit wenigen Worten zu erklären, daß "die Bedingungen für die Luftpostbeförde­
rung durch besondere Anordnungen der Post festgesetzt" würden (§ 63). Mit 
anderen Worten: Reichsregierung und Heichstag, welche die Anstaltsordnung des 
Luftpostverkehrs seiner Zeit zu erlassen gehabt hätten (Art. 88, Abs.3, Heichsverf. 
1919), verzichteten insoweit auf ihre verfassungsmäßige Befugnis zugUlIsten des 
Heichspostministers. Auch der Postverwaltungsrat, auf den seit 1924 die ein­
schlägige Zuständigkeit der Reichsregierung und des Reichsrats übergegangen ist 
(§ 15, Reichspostfinanzges. vom 18. 3. 24, Reichsgesetzbl. I, S. 287), hat es dabei 
bewenden lassen. So vermag denn auch die jüngste Ausgabe der Postordnung, vom 
30. Januar 1929 (Postamtsbl. S. 49), die Vorschrift des § 63 der Postordnung von 
1921 noch wörtlich zu wiederholen (§ 64). 

Das Heichspostministerium hat demgemäß "Bestimmungen über den Luftpost­
verkehr" erlassen, die, als Ergänzung zur Postordnung, die Rechtsnatur der letz­
teren als gesetzvertretender Verordnung teilen und rechtsgültig im Postamtsblatt 
verkündet sind (Ges. vom 13. 10. 23, Heichsgesetzbl. I, S. 959, und Mitteilung. 
vom 1. 12. 23, ebd. S. 1236). In letzter Ausgabe sind diese "Bestimmungen" 
am 23. 4. 28 (Postamtsbl. S. 188) erschienen. Sie regeln in drei Abschnitten mit 
zusammen 20 Paragraphen: das Allgemeine des Luftpostverkehrs (Absehn. I, 
§§ 1-4), die Versendungsbedingungen für Luftpostbriefe und -pakete (Absehn. II, 
§§ 5-15) und für Luftpostzeitungen (Absehn. III, §§ 16-20). Mit wenigen Aus­
nahmen (§§ 1-3, 10, 15) haben sämtliche Vorschriften ihr Gegenstück in der 
Postordnung, so daß die "Bestimmungen" insoweit nur die betriebstechnischen Be­
sonderheiten der Luftpostversendung zu ordnen brauchen. Auch soweit die "Bo­
stimmungen" selbständige Vorschriften erteilen (§§ 1-3, 10, 15), sind letztere .ohne 
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wesentliche Tragweite, ausgenommen allein die §§ 1 und 2 ("Luftpostnetz" und 
"Einrichtung der Luftposten"), und zwar diese, weil sie wichtige Bestandteile 
der "Bestimmungen" wiederum aus deren textlichem Zusammenhang ausscheiden 
und an anderweitige Verordnungen und Verfügungen der Postbehörde verweisen. 

So wird ll. a. durch § 2 der "Bestimmungen" die entscheidende Anordnung, 
"ob und für welchen Zeitraum Luftverkehrsverbindungen zur Postbeförderung zn 
benutzen sind," - eine Anordnung also, mit der die ganze konkrete Anwendbar· 
keit der "Bestimmungen" steht und fällt - weiterer "Bestimmung" des Heichspost. 
ministers übertragen. Derartige Bestimmungen letztgedachter Art ergehen, häufig 
wechselnd, in Form von InstrUktionsverfügungen an die Postanstalten (im Post. 
amtsblatt veröffentlicht). Das Publikum erhält Nachricht von ihnen durch einen 
"Aushang: Luftpost", der bei allen Postämtern im Schaltervorraum angebracht ist 
und laufend h.eric.htigt wird. Nur Ilach "Maßgabe dieses Aushangs und -seiner 
jeweiligen BenchtIgungen bestimmt es sich, ob der Absender einer Luftpost­
sendung damit rechnen kann, daß seine Briefe usw. auch tatsächlich mit Flugzeug 
befördert werden. Nur grundsätzliche, nicht jeweils tatsächliche Bedeutung besitzen 
daneben die ,,~'lugpläne des regelmäßigen Verkehrs (ln- und Ausland)", die gemäß 
§ 1 der "Besh.mmungen" neben letzteren vom Heichspostministerium von Zeit zu 
Zeit veröffenthcht und durch das Postamtsblatt bekanntgegehen werden (parallele 
Bekanntmachungen enthalten überdies das Postkursbuch und - nur für aus­
ländischeLuftpostverbin.dungen - die "Postdampferliste", die monatlich als Anlage 
zu den "Verkehrsnachnchten rür Post und Telegraphie" erscheint). Graphische 
Darstellungen d?s LUftpostnetzes sind den "Flugplänen" im Postamtsblatt bei­
gegeben und befInden SIch auch - nach Bedarf berichtigt - im "Aushang: Luft­
post". 

. Eine H~~tun~ für ~lie Ausführbarkeit und Ausführung einer Luftpostversendung 
,vud postseI~Ig Illcht ubernommen (§ 15 der "Bestimmungen"). Es ist Sache des 
Absenders, SIch aus dem "Aushang: Luftpost" zu unterrichten, ob sein Briefusw. 
Aussicht auf Luftbcförderul.lg hat. Eine Erstattung von Luftpostgebühren findet 
?,uf Verlangen statt, wenn dIe. Luftpostbeförderung aus dienstlichem Versehen oder 
mfolge ~Inerwarteter Flugbetnebsstörungen nicht stattgefunden hat (§ 14 a. a. 0.). 
F~hler lln ?,Aush~ng:. Luftpost" - z. B. zllfolge verspäteter oder ganz unter­
blIebener Nlchtbel'lchhgung - werden vorkommendenfalls als unrichtige Auskunft 
zu bewerten sein; für Schäden aus solchem Grunde haftet die Post bekanntlich 
nicht (§ G5 PostO. 1929). 

Es mag interessieren, im vorliegenden ZusammenhanO" einen kurzen Itück­
blick auf di~ En~stehungsgeschichte "der geltenden Lllftpostverkehrsbestimmungen 
zu werfen. DIe s?Il 1928 (~~os.tam~sbl: S. 188) vorliegende Fassung dieser mehrfach 
g?nannten ."BestIlnmung~n Ist. In Ihrer verordnullgstechnisch _ vollendeten Form 
dw erste Ihrer Art, SeItdem eIn Luftpostverkehr in Deutschland besteht. Vor 
1~20 war lediglich eine nicht veröff.entlichte Dienstanweisung für die Postanstalten 
"l1l>er Flugpostsendungen und -zeItungen" vorhanden. Die erste veröffentlichte­
Anstaltsordnung des Luftpostverkehrs, der diese Bezeichnung zukommt stand _ 
.ohne Tagesangabe - im Postnachrichtenblatt 1920, S.247. Gleichzeitig 'wurde da­
mals der "Aushang: Luftpost" eingeführt (September 1920 Postnachrichtenbl. 

" S. 385). Die amtliche Bezeichnung "Luftpostverkehr" trat feststehend erstmals 
im März 1922 auf (a. a. 0., S.222). Erste zusammenhängende Bestimmungen" 
über den Luftpostverkehr erteilte das Postnachrichtenblatt 1922 S:' 226. Die "Luft­
postgebühren" führen diese Bezeichnung erst seit 1923 (Postn~chrichtenbl. -S. 547, 
581), nachdem sie his dahin als "FlugzuschIäge" benannt gewesen waren. Spätere 
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Änderungen der "Bmltimmungen" wurden im .~ostn~chrichtenbl::Lt~ ;923, ~S., 22~), _ 
sowie seit 1924 alljährlich im Postamts blatt veroffenthcht (1924 S. w03, 1920 S.236, 
192ß S.144, 1927 S.112). 

V. 
Das vorstehend (IV) über die Luftpostbestimmungen Gesagte bezieht sich 

nun nicht nur allein auf den Inlands-, sondern auch auf den Auslandsverte~~: 
War doch schon früher (Il) ausgefüh~t, daß de: Sch,~erpun~t. der ganzen

l 
~st­

postversendung im Auslandsverkehr hegt. An SIch ware freilICh der We tp d 
vertrag zuslliüdig für die Ordnullg des internationalen Flugpostverkehrs. In d .~r 
Tat hat denn auch bereits der Weltpostvertrag von 1920 (Erneu.~r~ng zu M~ ~ , 
Heichsgesetzbl. 1921, S. 1375) sich mit dem Gegenstande hes~hafhgt (Art.:.> es 
Hauptvertrags), indern er drei Gesichtspunkte aufstellte, nämlich: 

1. die für die Beförderung von Briefsendungen zwischen zwei oder ~.elH<:reI1 
Ländern eingerichteten Luftpostverbinclungen gelten als außergewohnhche 
Verbindungen (im Sinne cler Tarifonlnung), . 

2. clie Ueförderungshedingungen werden in freier Vereinbarung ZWIschen den. 
beteiligten Verwalfungen geregelt, ., . 

3. clie Kosten für clie Benutzung cler einzelnen Luftpostverbmdung sl.n~ gl~lch 
hoch für alle Verwaltungen, die an den Uetriebskosten nicht heteIligt smd. 

Bei dieser Hegelung des Gegenstandes, die jedes Eingehen auf Einzelheiten 
einer Anstaltsorclnung für clen internationalen Flugpostdienst vermeidet, hat es ~uch 
der letzte Weltpostvertragsschluß von 1924 (Erneuerung zu Stockholm, HeIchs­
gesetzh!. 1925, I, S. 517) im wesentlichen belassen. Nur ist, entsprechend der redak­
tionsmäßigen Umgestaltung des Weltpostvertragswerks, die vorstehencl zu 1 ge­
nannte Vertragshestimmung in den Art. 63 der Vollzugsordnung zum Hauptv.~rtrag, 
die unter 3 genannte in den Art. 74 § 2 des Hauptvertrags übergegangen, wahrend 
die Vorschrift zu 2 als entbehrliche Sonder vorschrift neben den allgemeinen An-
ordnunO"en cler Art. 5 und 6 I1auptvertrag fallen gelassen worden ist. . 

Fü~ das Publikum ist cleumach aus clem Weltpostvertrag nichts über die 
Benutzbarkeit der internationalen Flugpostverbinclungen zu entnehmen. Statt. des 
\V eltpostvertrags sind und hleiben bis auf weiter~s ~ie inländischen. Luftpost­
verkehrsbestimmungen (s. Zu IlI) mit maßgebencl, dIe Ja denn auch Versendungs­
vorschriften für Luftpostsendungen cles Auslandsverkehrs eigens vorsehen. Ob 
der für das Jahr 1929 vorgesehene Weltpostkongreß in London bei der aber­
maligen Erneuerung des \V eltpostvertrags eine Änderung an cler bisher bestehenden 
Ordnung treffen wird, bleibt abzuwarten. 

BUChbesprechungen. 

ßurmesler, Heinrich, Dr., Die Entwicklung der Elbschiffahrt in jÜ,ng­
s te r Z c i t (1924-1927). Herausgegeben von der Arbeitsgemeinschaft der Elbe­
schWahrt e. V. Magdeburg. (1928). 130 Seiten und 31 statistische Tabe~len. 'ff 

Während die großen nationalökonomischen Untersuchungen der IthemschI.­
fahrt vorwiegencl Professoren uncl Privatclozenten als Verfasser zeigen, hat diC 
Elhschi[[ahrt in einigen Dissertationen eine hervorragende Behandlung erfahren. 
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Den bekannten Untersuchungen Fischers und Pleißners aus der Vorkriegszeit reiht 
sich die vorliegende Studie Heinrich Burmesters würdig an. Nachdem einige über 
die EIbschiffahrt während der Inflationszeit angefertigte Dissertationen nicht in 
die Öffentlichkeit gelangt sind, ist es dankbar zu begrüßen, daß die Arbeitsgemein­
schaft für die EIbeschiffahrt die Arbeit Burrnesters in einer soliden und geschmack­
vollen Aufmachung zu niedrigem Preis weiteren Kreisen zugänglich macht. Die 
Studie füllt eine beträchtliche Lücke in der gegenwärtigen deutschen verkehrs­
wissenschaftlichen Literatur. Zwar scheint der Zeitraum, den Burmester unter: 
sucht eng gewählt. Die Lektüre ergibt aber, daß er sehr gut verstanden hat, in 
welli~en markanten Zügen die Entwicklung der Vorkriegszeit und des wirtschaft­
lichen Weltkriegsjahrzehnts herauszustellen. Wenn auch die Kürze der Nach­
Stabilisierungszeit über die Bedeutung mancher Verkehrsrelation noch kein sicheres 
Urteil zuläßt, so zeigt doc,h die Arbeit als Ganzes in vollendeter Gründlichkeit und 
Form die Strukturwandlungen der ElbschiHahrt gegenüber der Vorkriegszeit. 
Der nahmen der Untersuchung ist weit gespannt. Es werden behandelt: Die 
zwischenstaatliche Regelung der EIbschiffahrt, Aufbau und Tätigkeit der Wasser­
straßenverwaltung, der Elbverkehr, die Träger des Elbverkehrs (Flotte und Unter­
nelunungen), die Bedeutung des Mittellandkanals für die Elbschiffahrt. Burmester 
beweist bei der Behandlung dieser Komplexe eine umfassende Kenntnis des ein­
schlägigen wie des verwandten Schrifttums, eine gründliche wirtschaftswissen­
schaftliehe Schulung, insbesondere hinsichtlich der Auswertung von Statistiken, 
schließlich enge persönliche Beziehungen zur Elbschiffahrt, ohne die wohl manche 
Frage (z. B. Umfang der EIbflotte) nicht hätte geklärt werden können. In ihrer 
soliden Grundlage, ihrem folgerichtigen Aufbau wie in sicheren, wohlabgewogenen 
Urteilen kann die Arbeit als Muster !Ur andere verkehrswissenschaftliche objekt-
betonte Einzeluntersuchungen gelten. Na pp -Z in n .. 

Geschichte der Deutschen Posl. Herausgegeben und bearbeitet VOll K. Sau t t e r. 
Teil 1: Geschichte der Preußischen Post. Nach amtlichen Quellen bis 
1858 bearbeitet von Dr. H. v. S te p h an, weiland Staatssekretär des neichs­
postamts und preußischer Staatsminister. Neubearbeitet und fortgeführt bis 
1868 von K. Sau t t er, Staatssekretär im Heichspostministerium. (Berlin 1928.) 
H. v. Deckers Verlag G. Schenck. XVI, 747 Seiten. 

Heinrich Stephan, dem deutschen Volk zumeist als "Generalpostmeister" be­
kannt - er wurde mit 39 Jahren 1870 Generalpostdirektor des Norddeutschen 
Bundes, 1876 Generalpostmeister, 1880 Staatssekretär des Heichspostamtes -
verfaßte seine Geschichte der Preußischen Post in jungen Jahren, 1858. Nach 
sieben Jahrzehnten hat sie durch den eigentlichen derzeitigen Nachfolger Stephans 
im höchsten Amt ~es. H~ichspostw~sens eine Neuherausgabe und Fortführung 
gefunden, als erster rOll elIler Gescluchte der Deutschen Post. Da Stephans Werk 
inmitten einer fließenden Entwicklungszeit endete, ergab sich für Sautter die 
Zweckmäßigkeit einer Trennung der Darstellung von 1815 bis 1868 in zwei durch 
das Jahr 1850 - Gründung des deutsch-österreich ischen Postvereins, Errichtung 
der Oberpostdirektionen - abgegrenzte Teile. Der sechste Abschnitt (1815-1850) 
wurde dabei großenteils umgearbeitet, der siebente Abschnitt (1850-1868) völlig 
neu gefaßt. 

Die Absicht auf Schaffung einer Gesamtgeschichte der Deutschen Post, die 
Ergänzung des Stephanschen Werkes wie das vorliegende Buch in seiner Ganz­
heit sind voller Bejahung und Anerkennung wert. Spürt man zwar zwischen dem 
Stephanschen und dem Sautterschen Text sprachlich, aber auch in der Geistes-
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haltung den Unterschied der Jahrzehnte, so erfül~t. do~h. di.e~e Geschichte der 
Preußischen Post das erreichbare Höchstmaß der Emheühchkeü. . f I d 

Die Gliederung des Werkes ist für die ersten vier Hauptabsch~:lltt~ zu 0 ge . en 
Hegierungszeiten der preußischen Herrscher (Großer Kurfürst, Fnednch 1., .Fr~d­
ricll Wilhelm 1., Friedrich 11.) erfolgt. Nach Darstellung des Postw~sens ~~ ten 

Wirren der politischen Umgestaltung Europas (1786-1815). folge~ dIe erwa ~nl en 
Abschnitte. Innerhalb der Hauptabschnitte ist die UntertOllu~g. 1m wese~~hc ~en 
derart vorgenommen, daß zunächst die verschiedenen posthIllen und. I? e­
ziehungen zu fremden Mächten zur Darstellung kommen, alsdann dIe mnere 
Gestaltung des Postwesens geschildert wird. . 

Dieses Werk ist, dank des eigenartigen Charakters der Erschelllung "Post", 
fiir die Geschichte einer ganzen Heihe kultureller Komplexe bedeutsam. W e~m 
I!'riedrich Wilhelm 1., auf dessen Persönlichkeit wie auf die seine.s Sohne~ lller 
manches interessante Licht fällt, die Post als öl der Staatsma~chlIle b~zelchnen 
konnte so kommt hiermit bereits zum Ausdruck, wie sehr dIe Gesch~chte der 
Post z~gleich eine Geschichte des Preußischen S ta a t e s ist. Die ausführhche Dar­
stellung, die die Beziehungen der Preußischen Post zu denen anderer deuts~~e,~ 
Länder gefunden haben, ergibt ei~ treues Spiegelbild. deutscher "Außenpoh~lk 
in vergangenen Jahrhunderten. Der post~l.lische ExpanslOnsdrang "Preußens brlllgt 
schlagend die konsequente Verfolgung semer "deutschen Aufgabe zum Ausdruc~. 
Weiter gibt die Geschichte der Preußischen Post e~nen .bedeutenden Aussc~nltt 
aus der Geschichte der Ver wal tun g. Das Werk 1st hIerdurch auch zu elll~r 
Fundgrube praktischer Verwaltungserfahrung und -anregung .geword~n. ~s l~t 
ferner ein wesentlicher Beitrag zur deutschen Ku I tu r geschIChte, dlC SICh III 

den verschiedensten technischen und organisatorischen Institutionen der Post 
äußert. Und schließlich - und nicht zumindest - haben wir hier ein mon.u­
mentales Werk zur Geschichte des deutschen Ver k ehr s wes e n s_ ~a es 1St 
sogar das einzige sich über mehrere Jahr~under.te erstr~ckende. GeschIChtswerk, 
das wir von einem deutschen Verkehrszwmg besItzen. DIe EntWIcklung des Ver­
kehrsnetzes, der Verkehrsleistung, der Tarifgestaltung, des Finanzprinzipes und des 
finanziellen Erträgnisses sind Problemkreise, deren Verfolgung für den V er~ehrs­
wissenschafter, -politiker und -praktiker von gleichem Interesse u?d Wert smd. 

Dabei sei allerdings nicht verschwiegen, daß die Lektüre dIeses Buches an 
den Wissensdrang bzw. an die Geduld des Lesers hohe Anforder.ungen stellt. 
Stephan ermahnte selbst im Vorwort: "Ohne Durchforsch~ng ~:s EI~zelnen und 
Kleineren wird Größeres nicht gewonnen. Man muß nur dIe Muhe mcht scheuen 
und nicht gleich des ,trockenen Tons satt' sein wollen." Das J?etail, was nament­
lich im 6. Abschnitt hinsichtlich der Beziehungen der PreußIschen Post zu den 
Posten der anderen deutschen und der fremden Staaten geboten wird, wirkt 
gleichwohl "erschlagend". Die Abschnitte betreffend "Gestaltung der Postanstalt" 
werden dagegen von einem besinnlichen Leser durchgängig mit Genuß gelesen 
werden können. 

Die Neubearbeitung hat leider zwei Maßnahmen versäumt, die di.e Le~türo 
des Werkes wesentlich hätten erleichtern bzw. bereichern können, nämhch emm~l 
die Beifügung einiger Karten betreffend Postkurse und -gebiete, ein andermal dIe 
Gegenüberstellung der verschiedenen Münzwerte sowie eine Übersicht der Ge:d­
wertverminderung, durch deren Berücksichtigung die Entwicklung der posttanfc 
objektiviert wird. - t 

Über die beabsichtigte Fortführung des Geschichtswerkes der Deutsc~en Pos 
wird in dem vorliegenden Band nichts verlautbart. Man wird zunächst emer Ge·· 
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. d I" I t von 1868 bis zur Geerenwart mit dem größten Interesse schIchte er ,elC ISPOS .. t:> • I . 1 d d 
h E ;'re ·tber erwünscht wenn auch dre Gese HC lte er an eren entgegense en. 'S wa, ., I " . h 
St t tell in ersleI' Linie Bayerns (1808-1920), ferner leI' laxlssc eIl 

deutschen aa spos , " . I hl d t 
D t 11 ng kämen Den vorliegenden ersten 1011 emes lOC le eu samen 

Posten zur ars e u . '. d I h . ht k kann man Jedenfalls als eme hervorragende staats- un ver (e rs-
Geschlc swer es, ' . ' . I 1·) I d 

. I ftl' 1 Leistung bezeIchnen und dem Stephan-Sauttersc len JUC I, as 
Wlssensc la IC le . " . S 11' I th't I" kl' h . . h . . seiner Ausstattun rr MonumentahtlLt mIt . CI IC I Cl g UC IC mhalthc W!C 1Il • t:> N' Z . 
paart, viele Freunde wünschen. a pp. : I Tl n. 

H. lIeUmulh, Dr. jur. ~t. rer: pol., Oberpostdirektor in Nürn~erg, Dozent für Ver­
kelJrsrecht und BetrIebswIrtschaftslehre der D~utschen !lmchspost an der Han­
delshochschule Nürnberg. "Die BetriebswIrtschaftslehre der De~t. 
schen Reichspost im Grundriß". ~weite Lieferung (3. und 4. Tml), 
Stuttgart 1929. C. E. Poeschel Verlag. 177 Serten.,. ,.,. r' • " 

Im Heft Nr.4 des VI. Jahrganges 1928 Seite l~J'1/D() l~er "Zmts?h~lft fur Ver­
kehrswissenschaft" wurde über den Inhalt der er s t e n Lreferu~g (fell. I und 11) 
vorbez. Buches berichtet. In der nunmehr vorliegenden z w e I te n LI e f e I' u n g 
ist im dritten Teil des Gesamtwerkes die Lehre vom Post-, Telegraphen-, 
Fernsprech- und Funkverkehr der Deutschen !leichspostyerwaltung J~ehandelt. 
Nach einer kurzen Einführung (Erklärung von Begriffen aus der allgemelllen Ver­
kehrslehre) werden einige Gesichtspunkte der Typung, Spezialisierung und .Nor­
mierung der Verkehrsdienste hervorgehoben, der Umsatz der. Deutsc~en !leIchs­
postverwaltung an VerkehrsdienstleistungeIl besprochen un~ dre ~ntwlcklung der 
einsch!. VerkehrseinrichtungeIl unter dem Einfluß allgememer WIrtschaftsgesetze, 
geschildert. Über den Einfluß und die Einstellung d<lr Verk.ehrsei~richtungen ~er 
Deutschen Reichspostverwaltung auf die Bedürfniss<l der Emzelwll'tschaften WIrd 
das Hauptsächlichste erwähnt, so z. B. auf die volkswirtschaftliche, gesellschaft­
liche kulturelle und staatliche Wirkung der Vervollkommnung der Verkehrs­
leist~ngen im Post-, Telegra.phen-, Fernsprech- und Funkwesen hiügewiesen. Die 
Anpassung an die allgemeinen Verkehrsb<ldürfnisse im Rahmen des öffentlichen 
Anstaltszwecks und die Erziehung der Allgemeinheit zu einer wirtschaftlichen 
Inanspruchnahine der Dienstleistungen der Deutschen Reichspostverwaltung werden 
im !lahmen der Verkehrspolitik der Deutsch<ln Reichspostverwaltung besprochen. 
I m vi e I' t e n Te i I der Abhandlung beschäftigt sich der Verfasser mit einer Klar­
stellung allgemeiner Tarifgrundlagen unter, besonderer Betonung des Preisgesetzes 
des Verkehrs, der bei der Pr<lisgestaltung im Verkehrswesen mitwirkenden be­
sondern betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkte (Einfluß des Wertes bzw. der 
Kosten auf die Preisbildung, Grundsatz der Durchschnittsbehandlung usw.). Nach 
einem Hinweis auf gemeinwirtschaftliche Zielpunkte der Preisbildung im Ver­
kehrswesen sowie auf die hierbei maßgebenden Finanz-Prinzipien werden die 
einzelnen Tarifsysteme der D<lutschen Reichspostverwaltung umrissen. Dabei wird 
die Preisbildung im Post- und Telegrammverkehr hinsichtlich der hierbei ge­
gebenen Notwendigkeit der Vernachlässigung örtlich anwachsender Kosten hzw. 
der Entfernung grundsätzlich dem Tarifaufbau im Fernsprechverkehr gegenüber­
gestellt. Mit einigen Ausführungen über Postg<lbühren im Kleingüterverkehr, bei 
der Wertbeförderung und im Post-Bahnverkehr sowi<l beim Personenverkehr, über 
den Einfluß besonderer Betriebs-Ausg<lstaltung einzelner Verkehrsgattungen auf 
die Tarifbildung sowie über die Preisfestsetzung für Nebenleistungen schließt die 
Schrift, die (ebenso wie die erste Lieferung des Werkes) durch !leichturn des 
Inhaltes große Beachtung nicht nur für Postfachleute, sondern auch für weitere 
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Kreise verdient. Das Werk kann zu vertieftem Eindringen in eine Reihe von 
Einzelprobleme anregen; <lS vermag als Überblick und Einblick in das Arbeitsgebiet 
der Deutschen Reichspostverwaltung das Interesse' des Nationalöko,:omen und 
inshesondere des Betriehswirtschafters zu beanspruchen. Sc h wal g hof er, 

nau und Betrieb neuer Verkehrswe~e lokaler Ue(Ieultml! in Uayern. Herausgegeben 
vom Techni'sch-wirtschaftlichell Ausschuß ,der Stucliellgesell­
schaft fiirVcl'kehl'swege lokaler Bedeutung. l\liinchen Noyember 1928. 

, Selbstverlag der Studiengesellschaft. 68 S. 18 Anlagen.. ' 
Die Denkschrift ist eine würdige Fortsetzung der bereits im Jahre 1926. von 

der Studiengesellschaft herausgegebenen Schrift über "Organisation und Fm~n­
zierung neuer Verkehrswege in Bayern". Wurden damals hauptsächlich allgeme.me 
Gesichtspunkte über Rechtsgrundlagen, Rechtsverhältnisse, Verwaltung, Ol'galllsa­
tion der Unternehmen und Finanzierung eingehend erörtert, so werden in der v?r­
liegenden Untersuchung die ins eirizelne gehenden Ergebnisse des technisch-w.ll't­
schaftlichen Ausschusses, die sich auf die praktische Einrichtung, Bau und BetrIeb, 
lokaler Verkehrswege beziehen, veröffentlicht. 

Ausgehend von den rechtliche,n Bestimmungen über Lokalbahnen und der 
Darstellurig des bestehenden Lokalbahnnetzes in Bayern und in anderen deutschen 
und außerdeutschen Ländern folgen Untersuchungen über Eisenbahn und Kraft­
wagen als künftige Verkehrsmittel für Verkehrswege von lokaler Bedeutung, und 
zwar werden vollspurige Lokalbahn, Schmalspurbahn und Kraftwagen einander 
gegenübergestellt. 

Der Ausschuß fordert, wenn der zu erwartende Verkehr oder besondere Um­
stände den Bau einer vollspurigen Lokalbahn rentabel erscheinen lassen, einmal 
äußerste Sparsamkeit im Betrieb, ferner die bauliche Ausgestaltung dieser Bahnen 
noch weiter als bisher zu vereinfachen. Er schlägt außerdem eine Erhöhung der 
Tarife übel' diejenigen der Reichshahn hinaus vor und stellt zu diesem Zwecke 
eingehende Untersuchungen über Eisenhahntarife und Selbstkosten des Kraftwagens 
an, die sich auf die Ausführungen von Tecklenburg, Merkert und Eickner stützen. 

Bei den Schmalspurbahnen wird zuerst die Frage der Spurweite untersucht 
(1 m, 75 oder 60 cm); man kommt zu dem Ergebnis, daß sich bei der 75 cm-Spur 
neben den geringeren Anlagekosten der Übergang von Normalspurwagen vermittels 
Hollschemelwagen am einfachsten und wirtschaftlichsten vollziehen läßt. 

Neben der Eisenbahn kommt vor allem der Kraftwagen als Lokalverkehrsmittel 
in Betracht. Welchem VerkehrsmiUel der Vorrang zu geben ist, läßt sich generell 
nicht entscheiden. Aber immer wird der Kraftwagenbetrieb dann vorzuziehen sein, 
wenn ein Verkehrsbedürfnis zuerst geprüft oder geweckt werden soll oder wenn der 
Verkehr so gering ist, daß die bedeutend kostspieligere Anlage einer LokalbalUll 
sich nicht rentiert. 

Der Wert dieser tiefgehenden Untersuchungen, die 'durch eine "Reihe von stati· 
stischen und geographischen Anlagen ausgezeichnet unterstützt werden, liegt neben 
ihrer speziellen Bedeutung für Bayern insbesondere in der Möglichkeit, die gewon­
nenen Ergebnisse über Lokal~ahn oder Kraftwagen auch auf andere Landesteile 
anzuwenden. Sc h u I t z. 

P. Hesse, Dr., Privatdozent an der Universitlit Göttingen. Die d e 11 t s c h e n Wirt· 
schafts gebiete in ihrer Bedeutung für die landwirtschaftliche 
Erzeugung und Versorgung Deutschlands. ßerlin 1928. Verlagsbuch­
handlung Paul Parey. 266 Seiten mit H Kartenskizzen. 

Die Arbeit entstammt dem von Prof. Dr, W. Seedorf geleiteten Institut für 
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landwirtschaftliche Betriebslehre an der Universität Göttingen. Sie verdankt ihre 
Entstehung der überzeugung Seedorfs, "daß das landwirtschaftliche Marktwesen, 
dieser leider bisher sowohl in der Praxis wie in der Wissenschaft so stark ver­
nachlässigte Teil unseres landwirtschaftlichen Gewerbes, grundlegender Erforschung 
bedarf, um die Wege für die heute so notwendige nachhaltige Besserung unserer 
landwirtschaftlichen Marktverhältnisse zu ebnen". Dieses Ziel vor Augen, verfolgt 
die vorliegende Schrift die nächstliegende Aufgabe,. die landwirtschaftlich: Produk· 
tion Ein- und Ausfuhr wie Selbstverbrauch der emzelnen deutschen Wirtschafts· 
gebiete zu erfassen. Sie bietet demnach eine übersicht der Standortsorientierung 
der deutschen Landwirtschaft, hiermit zugleich die Grundlagen der "landwirtschaft· 
lichen Verkehrsströme Deutschlands", so daß sie auch die Aufmerksamkeit des 
Verkehrswissenschafters auf sich zieht. 

Wenn die Arbeit die Erwartungen, die man an sie zu stellen geneigt ist, nur 
teilweise befriedigt, so liegt dies einmal an dem zur Verfügung stehenden Material. 
,Während für die Vorkriegszeit der Durchschnitt der Jahre 1909/13 der Unter­
suchung zugrunde gelegt wurde, standen dem Verfasser zur Darstellung der Gegen­
wart an verwertbaren Ziffern lediglich erst die Zahlen des Jahres 1925 zur Ver· 
fügung. Die agrarstatistischen Zahlen eines einzigen Jahres tragen aber in solchem 
Umfang Zufallsmomente in sich, daß sie unmöglich als verläßliche Grundlage 
verwandt werden können. So sind die Ergebnisse der ganzen Arbeit nur mit 
Iteserve anzunehmen. Daneben machen sich die Lücken in der Statistik öfters 
unangenehm bemerkbar. Andererseits muß unbedingt anerkannt werden, daß der 
Verfasser sich um die Erfassung und die Auswertung der Zahlen sehr viel Mühe 
g~geben hat und gegenüber manchen früheren Untersuchungen dieser Art metho· 
disch entschieden einen Fortschritt erreicht hat. Die Beschränkung auf Angabe 
von Prozentzahlen für die Beteiligung der einzelnen fremden Länder an der 
landwirtschaftlichen Ein- und Ausfuhr (S.58ff.) ist allerdings eine Ungeschicklich· 
keit. Schwerer fällt ins Gewicht daß die Kausalerklärung zahlreicher statistischer 
Ergebnisse zu wünschen übrig 11ißt. Es scheint, daß es dem Verfasser weitgehend 
an der Möglichkeit gefehlt hat, durch Befragung kompetenter Persönlichkeiten und 
In.stanzen Aufklärung zu erzielen. Dieser mangelhafte Kontakt mit dem Agrarmarkt 
t~itt eb.enfalls in Erscheinung bei den von Hesse gegebenen Anregungen. E~ handelt 
Sich l11er nur allzuoft um billige Itatschläge und fromme Wünsche, mit denen 
praktisch wenig anzufangen ist (z. B. betreffend Verdrängung des Auslandsweizens 
auf den westdeutschen Märkten, S. 88; betreffend Stand der Weltmarktpreise über 
den Inlandspreisen, S.105). Auch scheint sich der Verfasser nicht hinreichend 
Hechenschaft darüber gegeben zu haben welche Hindernisse seinen wiederholten 
l~ufforderunge.n zur Aufwandssteigerung 'und zur Erstrebung der landwirtschaft· 
hchen AutarklC entgegenstehen. Hesse hätte vielleicht besser daran getan, sich auf 
ein~ D~rst~llung der statistischen Ergebnisse zu beschränken und lediglich eine 
I~af:ns fur die ebenfalls von Seedorf in Gang gesetzten Untersuchungen der Produk­
h?ns- un~ Marktverhältnisse ein z ein 0 r Wirtschaftsgebiete zu bieten. Man wird 
diesen mIt Interesse entgegensehen dürfen. Na pp- Z in n. 

* * 

Rentabilität und Wirtschaftlichkeit im Eisenbahnverkehre.1) 

Von Prof. Fra n z D ö r f e I, Hochschule für Welthandel in Wien. 

Das Thema "Ilentabilität und Wirtschaftlichkeit im Eisenbahnverkehre" ist ein 
rein betriebswirtschaitliches Thema. Der Zweck einer jeden Betriebswirtschaft 
ist die Erfüllung des Rationalprinzipes, also die Erzielung der größtmöglichen 
Leistung bei kleinstem Aufwande. 

Jode Leistung innerhalb einer Betriebswirtschaft soll einen Ertrag liefern, 
jeder Aufwand verursacht Kosten. Die Differenz zwischen beiden bildet den 
:t;..eistungserfolg, der entweder ein Gowinn oder ein Verlust sein kann: Auch den 
Leistungsgowinn bezeichnet man mitunter als einen Ertrag. Dann unterscheiden 
wir "Bruttoertrag" im obigen Sinne und "Nettoertrag" in diesem Sinne. . 

Bruttoertrag und Kosten sind die heiden Erfolgsfaktoren. Dabei stehen Brutto­
ertrag und Erfolg in einem geraden, Kosten und Erfolg in einem umgekehrten 
Verhältnis zueinander. 
, Die bei einer Leistung entstehenden Kosten können durch einen Kapital­
aufwand oder durch einen Arbeitsaufwand hervorgerufen werden. Kapitalaufwand 
ist nicht gleich Kapitalinvestition. Kapitalaufwand ist die durch den Betrieb 
verursachte Kapitalaufzehrung. Arbeitsaufwand, oder bessor ausaedrückt: ·Arbeits­
kraftaufwand, ist die durch den Betrieb verursachte AUfzehrungO von Arbeitskraft. 
Er ist betriebswirtschaitlich nur sehr gering, weil cr nur die Arbeitskraft des 
Unternehmers betrifft. Dort, wo der Unternehmer keine Arbeit im Betriebe leistet, 
wie beispielsweise bei den Kapitalvereinigungen, ist auch der Arbeitsaufwand 
gleich Null. Diese Geringfügigkeit des Arbeitsaufwandes rührt daher, weil jeder 
andere Arbeitsaufwand innerhalb einer Betriebswirtschaft, das ist der Arbeits­
aufwaIl!d der Angestellten und sonstigen Hilfspersonen des Betriebes mit Hücksicht 
auf die Bezahlungen der Dienstleistungen dieser Personen eine Aufzehrung von 
Kapital, also einen Kapitalaufwand bedeutet. 

Der Zweck eines jeden Aufwandes im Betriebe ist die Ermöglichung einer 
Leistung und damit die Erzielung eines Ertrages. Wenn dieser Ertrag dauernd 
e:reicht wird, bezeichnet man ihn als Rente. Dort wo eine Rente vorliegt, besteht 
em Interesse daran, die Rente zu messen und das Ergebnis mit dem Ergebnisse 
anderer gleichartiger Messungen zu vergleichen. Absolute Ziffern sind für die 
Bezeichnung der Größe der Rentabilität unbrauchbar, weil jeder Betrieb individuell 
gestaltet ist. Die Messung muß daher im Wege der Errechnung einer Verhältnis~ 
zahl sta:ttfinden, und da eignet sich am besten das Verhältnis des Ertrages zum 
investierten Kapital. Wir bezeichnen dieses Verhältnis als It e n tab i I i iä t. 

.Hentabilität ist also das Verhältnis des in einer Ertragsquelle investierten 
Kapitales zu dem Ertrage aus dieser Quelle. Es wird g()\vöhnlich in Prozenten 
zum Ausdrucke gebracht. 

Hentabilität ist nicht mit Wirtschaftlichkeit zu verwechseln. Es sind zwei ganz 
verschiedene Begriffe. Eine Kapitalinvestition kann wohl einen dauernden Ertrag, 
eine Rente abwerfen. Aber wirtschaftlich ist dieser Ertrag erst dann, wenn die. 
durch die Kapitalinvestition und durch den Hentenertrag auflaufenden Kosten nicht 
~rößer sind als der Ertrag, und wenn der aus den Kosten und Ertrag bzw. Aufwand 

1) Vortrag, gehalten anläßlich der "I. österreichischen verkehrswissenschaftlichen Wocho" 
in Wien am 4. Juni 1929. . .. ... 

Zeitsehr. f. Verkchrowi ... nschaft. 7. Jahrg. lIeft H. 3 




